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Hambach, deine Bäume

Eigentum verpflichtet!

Offensichtlich gilt diese scheinfreundliche Formulierung jedoch nur
für jene, denen das Nämliche vorenthalten, entrissen und, gestützt auf
die gesellschaftlich herrschenden Verteilungsverhältnisse, geraubt
wurde.

Den Besitzern und Eigentümern allerdings werden nach Regeln dieser Art
Tür und Tor geöffnet, ihre dem Allgemeinwohl und Lebenserhalt nicht
selten entgegengesetzten Interessen zu entwickeln und durchzusetzen.

In den nächsten Wochen zeichnet sich das Finale eines entsprechenden
Fundamentalkonfliktes, aufs spektakulärste zugespitzt und
offensichtlich unaufhaltsam, ab.

Die Rodung des Restes eines von Aktivisten und einer anwachsend
engagierten Öffentlichkeit geschützten und mit allen erlaubten und
demokratischen Mitteln umkämpften Waldes steht trotz allem mit dem
Termin in der Mitte des Oktobers und mit dem Recht der
Eigentumsinanspruchnahme so gut wie sicher fest.

Werden die Hoffnungen und Träume der Aktivisten und Klimaschützer
schließlich, vergoren wie der historische Rest vieler Freiheits- und
Lebenswünsche auf der Müllhalde einer sich menschheitsgestützt
selbstverzehrenden Welt, enden müssen, oder war es nicht auch ein
Oktober in Rußland, der mit revolutionärem Aufbegehren und Mühen
zumindest die Hoffnung auf einen Neubeginn heraufbeschwören konnte?

Ihre Schattenblick-Redaktion


14. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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WALD/316: Hambacher Forst - Baumhäuser überall ... (Bündnis "Pödelwitz Bleibt")


Bündnis "Pödelwitz Bleibt" - Pressemitteilung vom 17. September 2018

Baumhaus für Hambacher Wald in Pödelwitz

Bündnis "Pödelwitz Bleibt" zeigt sich solidarisch mit den Protesten



Pödelwitz. Am Samstag zogen Mitglieder des Bündnisses "Pödelwitz Bleibt"
ein Baumhaus im Pfarrgarten empor, um ihre Solidarität mit den Aktiven
im Hambacher Forst zu bekunden. Im Wald von Hambach will der
Energiekonzern RWE Braunkohle fördern und lässt deshalb derzeit die
Besetzer*innen räumen, die den Wald schützen wollen. An der Aktion in
Pödelwitz nahmen über 60 Teilnehmende aus der Region teil, die ihre
Forderungen nach einem schnellen Kohleausstieg und einem Erhalt des
Waldes sowie der bedrohten Dörfer mit Transparenten und Sprechchören
verdeutlichten.

Ilana Krause vom Bündnis "Pödelwitz Bleibt" erläutert die Aktion: "Die
Dürre diesen Sommer in Deutschland und die derzeitigen Riesenstürme in
anderen Teilen der Welt zeigen, wie die Klimakrise aussieht. Es ist
nicht hinnehmbar, dass ein uralter Wald für Braunkohle abgeholzt werden
soll, obwohl diese Deutschlands größter Beitrag zum Klimawandel ist.
Pödelwitz droht das gleiche Schicksal, hier will die MIBRAG für die
Kohle ein 700 Jahre altes Dorf zerstören, sogar ohne rechtliche
Grundlage. Deshalb wollen wir den vielen Protestierenden im Rheinland
sagen: Wir kämpfen mit euch!"

Das Baumhaus wurde von zahlreichen Kindern bemalt und anschließend mit
einer Seilwinde hochgezogen. Der Aktion vorausgegangen war ein Konzert
des "Bestaussehendsten Chors", der in der Pödelwitzer Pfarrkirche sang.
Der Chor aus Leipzig hegte schon länger den Wunsch in Pödelwitz
aufzutreten und das Bündis "Pödelwitz Bleibt" in seinen Aktivititäten zu
unterstützen.

Das 650 Jahre alte Dorf Pödelwitz, das nach dem Willen des
Tagebaubetreibers MIBRAG für den Tagebau Vereinigtes Schleenhain
zerstört werden soll, ist spätestens seit diesem Sommer über die Region
hinaus bekannt: im August kamen über 1.000 Menschen zum "Klimacamp" nach
Pödelwitz und setzen mit Aktionen des Zivilen Ungehorsams ein Zeichen
gegen die Braunkohle.

Das Bündnis "Pödelwitz bleibt" besteht aus der lokalen Bürgerinitiative
sowie vielen weiteren Organisationen und Einzelpersonen. Es hat sich zum
Ziel gesetzt, Pödelwitz zu retten und für Klimagerechtigkeit zu
streiten, dafür finden unter anderem regelmäßig Veranstaltungen im
bedrohten Dorf statt.




Weiterführende Links:

Pro Pödelwitz:

http://www.pro-poedelwitz.de/

Pödelwitz Bleibt:

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/

Hambacher Forst:

https://hambacherforst.org/

 * 

Quelle:

Pödelwitz Bleibt

https://www.bund-sachsen.de/poedelwitz-bleibt/



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. September 2018 
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WALD/315: Hambacher Forst - der Kapitalismus kann nicht siegen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 16.09.2018

Demo mit tausenden Menschen, Hunderte im Forst vereint mit den Baumhaus-Aktivisti



Am vierten Tag der Räumung der Hambacher Forst Besetzung haben
Aktivisti und Unterstützer*innen dem Energieriesen RWE und der
Regierung von NRW deutlich gezeigt, dass die Besetzer*innen des
Hambacher Forstes nicht allein in ihrem Kampf sind!

Schon früh am Morgen war es klar, dass der wöchentliche
"Waldspaziergang" ein besonderer sein würde. Obwohl die Polizei im
Vorhinein offiziell verkündet hatte, dass es dem von Eva und Michael
Zobel geleiteten "Waldspaziergang" nicht erlaubt sein würde, den Forst
zu betreten, kamen tausende Menschen aller Altersgruppen zum
nächstgelegenen Ort Buir. Die Demonstrierenden füllten mehrere
S-Bahnen auf ihrem Weg von Köln zum Forst. Nach mehreren Stunden, in
denen der ankommende Schwall an motivierten "Waldspaziergänger*innen"
nicht abzureißen schien, begann sich die Versammlung in Richtung des
Hambacher Forstes zu bewegen. Mit wehenden Flaggen und lauten Rufen
zeigten Tausende ihre Solidarität mit den Klimagerechtigkeitsaktivisti
in der Besetzung und protestierten für den Erhalt des 12.000 Jahre
alten Waldes und nicht zuletzt gegen den Abbau der Braunkohle durch
den Energieriesen RWE.

Als die Protestierenden die Mahnwache erreichten, brachen mehrere
hundert Menschen aus dem Protestmarsch aus. "Wir wollen einen
Waldspaziergang" rufend schafften sie es, durch die Polizeiketten
hindurchzufließen und den Wald zu betreten. Dort angekommen, breiteten
sich die Menschen auf den Wald großflächig aus und umkreisten die
Besetzungen, die zu dem Zeitpunkt geräumt wurden, um die Aktivisti auf
den Bäumen zu unterstützen. An manchen Stellen gelang es, die Polizei
zurückzudrängen, sodass es einigen hundert Aktivisti gelang, einen
Räumungspanzer bei der Cozy-town Besetzung komplett zu umstellen!
Andere liefen durch den Wald, errichteten Barrikaden und spielten
Katze-und-Maus mit den Polizeikräften, die irgendwie versuchten, die
Kontrolle über den Wald zurückzubekommen.

Auch wenn die Polizei auch heute mehrere Aktivisti brutal verhaftete,
zeigten die Momente den Menschen, dass Selbstermächtigung und
Solidarität die stärksten Waffen gegen Repression sind! Es wurde
deutlich, dass wenn wir überzeugt und gewillt genug sind, wir alle
Hindernisse überwinden können. Sie mögen das Geld haben, aber wir
haben die Massen!

Während manche Leute den Wald zurückeroberten, in dem Versuch die
Zerstörung des einzigartigen Ökosystems des Hambacher Forstes
aufzuhalten, hatte die Aktionsgruppe "AufBäumen Gegen Kohle" eine
"Baumpflanzaktion" geplant. Eine große Menschengruppe, ausgestattet
mit Schaufeln, Gießkannen und Baumsätzlingen, versuchte die neuen
Bäume am Rande des Waldes einzupflanzen, um neues Leben in den Forst
zu bringen und dem von RWE begangenen Rodungen etwas
entgegenzustellen. Ihr friedvoller Protest traf jedoch auf sehr
aggressives Verhalten der Polizei, welche gegen Aktivist*innen
vorgingen, um sie von ihrem Ziel abzuhalten.

Am Ende des Tages gelang es Polizeikräften trotz der starken Präsenz
von Aktivisti und Unterstützer*innen, den Rest der Baumhäuser in
Oaktown zu räumen, inklusive Maushaus, Floki und Nest. Ein Aktivist in
Oaktown schaffte es eindrucksvoll, während des Tages in einem Baum
bleiben, wo der Mensch bis zu diesem Moment noch auszuharrt.

Die Polizei begann außerdem mit der Räumung der sogenannten
"Westside", welche die Baumhausdörfer Blutbuchingen und Cozy-town
beinhaltet. Von dort wurden zwei Menschen geräumt und zur
Gefangenen-Sammelstelle mitgenommen.

Im Laufe des Tages hat die Polizei die Presse auf Distanz zu den
Räumungen im Wald gehalten und es hart gemacht (fast unmöglich) für
Journalist*innen, die brutale Realität der Zerstörung der
Klimagerechtigkeitsbesetzung durch die Polizei in nationalen und
internationalen Medien zu zeigen.

Es wurde wieder einmal deutlich, dass für den Innenminister von NRW,
Herbert Reul (CDU), und die Regierung von NRW der Schutz der
Interessen von Energieriese RWE und der Kohlelobby eine höhere
Priorität hat als der Schutz der Pressefreiheit.

Die Unterstützung und die Solidarität der letzten Tage waren
unglaublich empowernd und haben uns allen die nötige Energie gegeben
weiterzumachen! Auch wenn der morgige Montag für viele Menschen den
Beginn einer neuen Arbeitswoche bedeuten mag, hoffen wir, euch alle
hier wieder zu sehen, um den Widerstand am Leben zu erhalten!

Hambi bleibt, für immer und ewig!


Ticker vom 16. September

20:52 Polizei belagert noch immer die Wiesenbesetzung und den Wald.

20:10 Polizei steht vor Gallien. An der Mahnwache entfernen sich
zahlreiche Wannen.

20:00 Polizei ist mit Greiftrupps im Wald unterwegs.

19:53 Eine Person am Flugfeld festgesetzt und abgeführt.

19:38 25 Wannen auf der Landstraße werden von Sitzblockaden
aufgehalten.

19:25 Eine Ingewahrsamnahme durch BFE (?) gerade aus der Blockade des
Räumpanzers von eben.

19:00 Der Buchstabenzug ist nicht lang genug. Ein Räumpanzer wird
singend blockiert.

18:50 Cosytown und Beechtown ruhig, kaum Polizei. Von der Wiese zieht
sich die Polizei ebenfalls langsam zurück, noch ca. 3 Hundertschaften
anwesend.

18:00 Eine Festnahme auf dem Hauptweg nahe Norden führt zu einer
großen Sitzblockade und Freilassung.

17:14 Aktivist*innen mobil, vereinzelte Durchbrüche in den
Sicherheitsbereich

17:16 Barrikaden bei Cosytown wieder geräumt.

17:15 Oaktown und Polizei komplett von hunderten Menschen umringt.

16:53 Tower in Oaktown ist eingestürzt.

16:40 Auf der Wiese geht ein Wasserwerfer in Position, ankommende
Menschen naßzuspritzen. Er macht eine Durchsage, die jedoch wegen des
starken Dialektes nicht verständlich ist.

16:00 Hunderte Menschen überall im Wald. Polizei zieht sich zurück,
ist aber in aggressiven Kleingruppen unterwegs. Barrikaden werden
gebaut.

15:50 In Cosytown wird ein Räumpanzer von hunderten Menschen umringt.
Polizei völlig überfordert, reagiert massiv.

15:50 Ein Mensch durchbricht versehentlich die Polizeikette am
Kieswerk.

15:34 Demo-Sanitäter*innen berichten, dass sie frontal mit
Pfefferspray angegriffen worden sind.

15:30 Hunderte Menschen erreichen Gallien und Oaktown! Plattform in
cosytown ist blockiert.

15:17 Hambi-bleibt!-rufende Menschen kommen in Oaktown an. Eine Person
ist dort noch auf einem Baum.

15:15 Viele Menschen an den Waldrändern, die Polizei hat Ketten
gezogen und versucht, Leute nicht in den Wald zu lassen. Am Kieswerk
viele Wannen.

14:59 Eine Person mit gesundheitlichen Problemen wurde vom Baum
abgelassen, sie befindet sich auf dem Weg ins Krankenhaus, ist aber
soweit wohlauf.

14:50 Am Kieswerk ist ein Krankenwagen im Einsatz. Anwesende
Polizeieinheiten: SEK & USK aus Bayern, BFE aus Baden-Württ. und
Hessen.

14:47 Ein Mensch von Fuchur geräumt, unklar ob noch Personen drauf
sind.

14:40 Floki und Nest (Oaktown) sind geräumt.

14:10 BFE macht sich bereit, Menschen vom Kieswerk und den Wällen
herum zu räumen.

14:09 Erste Gruppen vom Waldspaziergang spazieren jetzt im Wald!

13:55 Zwei Personen in Cosytown werden mit Gefangenentransporter
abtransportiert.

13:55 Spitze des Waldspaziergangs ist an der Mahnwache angekommen. Das
Ende ist noch am Bahnhof.

13:54 Räumung von Fuchur wird vorbereitet.

13:43 Erste Zählungen vom Waldspaziergang: 9000 Menschen. Es gibt
Gerüchte, dass Angela Merkel kommen will.

13:15 Polizei setzt Pferde gegen die Menschen ein! Einem Demonstranten
wurde der Fuß gebrochen.

13:15 Erste Person ("Mike") wird per Hebebühne von Nest (Oaktown)
gebracht.

13:12 Erste Versuche Richtung Wiesencamp in den Wald zu kommen,
Polizei wirkt überfordert.

13:09 Flexgeräusche aus einem Baumhaus in Cosytown zu hören.

13:03 Polizei beschwichtigt auf Twitter, dennoch bisher kaum bis keine
Presse in Oaktown.

12:45 Selbst der Polizei-Pressesprecher kann sich nicht gegen die
Polizei vor Ort durchsetzen. Presse wird weiterhin nicht
durchgelassen.

12:40 Blockade aufgelöst.

12:34 Spontane Sitz- und Stehblockade vor der Mahnwache

12:20 Tausende am Bahnhof Buir, erste Menschen werden zur Mahnwache
durchgelassen.

12:15 In Cosytown wird auch geräumt.

12:09 Ein Mensch hat sich über MausHaus am Baum festgekettet.

12:04 Hebebühne ist jetzt am MausHaus

11:43 Pressevertreter*innen werden an der Kiesgrube nicht in den Wald
gelassen. Keine Begründung weshalb.

11:31 Leute, die vom Bahnhof Buir an die Mahnwache kommen wollen,
werden nicht durchgelassen.

11:27 Nest und Floki werden gerade gleichzeitig geräumt.

11:20 Ein weiterer Mensch in Gallien von BFE-Einheit verhaftet.

11:00 Jetzt anscheinend auch eine Hebebühne bei Nest

10:46 Köln HBF: Eine vollgestopfte S-Bahn nach der anderen fährt
Richtung Hambi, es kommen immer mehr Menschen an. Die Bahnsteige sind
ebenfalls überfüllt.

10:40 #aufbäumen!-Demo verlässt Landstraße und geht Richtung Lorien.

10:23 Aktivist*innen nähern sich Oaktown, während RWE weiter unnötig
rodet.

10:18 Eine Festnahme in Gallien. Polizei geht massiv gegen
Unterstützer*innen vor.

10:12 SEK will sich wohl mit einem Autokran in die Krone von Floki
heben lassen.

09:29 Bereich um Nest (Oaktown) wird von einem Harvester gerodet.

08:55 Cops stressen am Kleingartenvertein. Personenkontrolle und
Versuch, Bodenstrukturen zu zerstören.

07:30 Der Tunnel ist geräumt.

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/314: Hambacher Forst - dann woll'n wir noch ein Bäumchen pflanzen ... (AufBäumen gegen Kohle)


Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 16. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes



Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Hambacher Wald, haben heute tausende Menschen unter dem Motto
AufBäumen gegen Kohle Jungbäume gepflanzt. Die Teilnehmer*innen haben
mit dieser Aktion des zivilen Ungehorsams ein starkes Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Forstes und für den sofortigen Kohleausstieg
gesetzt. Parallel zu der Aktion hat ein Waldfest mit vielfältigem
Kulturangebot, Redebeiträgen und Verpflegung stattgefunden.

Trotz des massiven Polizeiaufgebots und unverhältnismäßigen Verhalten
von Seiten der Polizei, haben heute tausende Menschen den breiten
zivilgesellschaftlichen Protest Ausdruck verliehen. "Indem die Polizei
und das Land NRW unseren legitimen Protest behindert haben, agieren sie
als Handlanger des Energiekonzerns RWE. RWE stellt ihre eigenen Profite
über die Lebensgrundlage von Millionen von Menschen und unsere Umwelt.
Das ist ein politischer Skandal und gefährdet unsere Demokratie", sagt
teilnehmende Klimaaktivistin Nina Scheuren.

"Die Bäume, die heute am Waldrand des Hambacher Forstes gepflanz wurden,
sind ein Symbol des Widerstandes gegen die Rodungsarbeiten von RWE und
Land NRW und eine praktische Sofortmaßnahme für eine klimagerechte
Zukunft. Wir machen die Rodungssaison zur Aufforstungssaison", sagt
Pressesprecherin Noah Bennett.

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas. "Mit
unseren Forderungen nach dem sofortigen Kohleausstieg und dem Erhalt des
Hambacher Forstes sprechen wir für die Merhheit der Gesellschaft. Wir
werden nicht länger auf Regierung und Politik warten und unsere Zukunft
selber in die Hand nehmen", sagt teilnehmender Klimaaktivist Clemens
Greiner.

 * 

Aktion AufBäumen gegen Kohle - Pressemitteilung vom 15. September 2018

Aktion AufBäumen gegen Kohle: Unterstützer*innen der Hambacher Forst
Besetzung protestieren mit Pflanzaktion gegen die Abholzung des
Hambacher Waldes


Kerpen, Buir. In einer großen, bunten und familienfreundlichen Aktion
direkt am Tagebau Hambach, pflanzen am Sonntag, den 16.09.18,
Klimaschützer*innen unter dem Motto AufBäumen gegen Kohle Jungbäume in
den bereits gerodeten Bereich des Hambacher Waldes. Die Teilnehmer*innen
setzen mit dieser Aktion zivilen Ungehorsams des massenhaften
Bäumepflanzens ein starkes Zeichen gegen die Abholzung des Hambacher
Forsts und für den sofortigen Kohleausstieg. Begleitet wird die Aktion
durch ein Waldfest mit vielfältigem Kulturangebot, Redebeiträgen und
Verpflegung.

Ein Großteil der Bevölkerung Deutschlands befürwortet einen schnelleren
Kohleausstieg und die Kohlekomission soll bis Ende diesen Jahres einen
Vorschlag für einen zeitnahen Kohleausstieg ausarbeiten. Trotzdem hält
RWE immer noch an seinem Vorhaben fest, den Hambacher Forst zu roden.
"Das ist eine Provokation und ein Eklat und zeigt den Unwillen des
Unternehmens RWE, sich auf einen sozialverträglichen, nachhaltigen
Kohleausstieg einzulassen", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.
"Jeder Baum der gepflanzt wird, ist ein Symbol des Widerstands. Wir
setzten der Zerstörung von RWE neues Leben entgegen und kämpfen so für
eine klimagerechte Zukunft", sagt der Klimaaktivist Niklas Meurer.
Meurer führt fort: "Wir möchten mit unserer bunten Pflanzaktion auch
gegen das eskalative und einschüchternde Vorgehen der Polizei
protestieren, das wir nun seit Wochen rundum den Wald beobachten
können."

Deutschland ist Braunkohleweltmeister und das Rheinische
Braunkohlerevier westlich von Köln die größte CO2-Quelle Europas.
"Deutschland ist maßgeblich für das Voranschreiten des menschengemachten
Klimawandels verantwortlich und heizt damit global viele soziale
Konflikte an. Ein sofortiger Ausstieg aus der Braunkohle ist daher
dringend notwendig und auch möglich. Der Verzicht auf die Rodung des
Hambacher Forst ist ein erster, naheliegender und einfach umzusetzender
Schritt. Leider haben wir zu lange auf Regierung und Politik vertraut.
Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul haben uns gezeigt, dass
sie Profite über ein gesundes und glückliches Leben von Millionen von
Menschen stellen. Jetzt gehen wir das Problem selbst an, denn
Kohleausstieg ist Handarbeit", sagt die Klimaaktivistin Linda Frey.

Das Waldfest findet von 12:00 bis ca. 18:00 Uhr statt. Die Pflanzaktion
von 14:00 bis 16:00 Uhr. Da es kurzfristig zu Ortsänderungen kommen
kann, informieren Sie sich bitte zeitnah über unsere Social Media
Kanäle. Vom Bahnof Buir wird der Weg zum Ort des Waldfestes zudem
ausgeschildert sein.
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WALD/313: Hambacher Forst - ablenken, spalten, schwächen ... (Zucker im Tank)


Pressemitteilung von Zucker im Tank - 16. September 2018

Blockadeaktion "NiederAUSmachen" drosselt Kohlekraftwerk Niederaußem
um 79 %



Die Aktion "NiederAUSmachen" wurde gestern (15.09.2018) gegen 16:00 Uhr
beendet. Mehr als 20 Aktivist*innen haben das Braunkohlekraftwerk
Niederaußem über ca. sieben Stunden so effektiv blockiert, dass RWE das
Kraftwerk bis auf 21 % der Leistung herunterfahren musste. Mit
Ankett-Vorrichtungen und einem Tripod, einem dreibeinigen ca. fünf Meter
hohen Klettergestänge, wurden die Kohleförderbänder blockiert. An anderer
Stelle im Kraftwerk besetzten fünf Kletteraktivist*innen drei Kohlebagger.
Laut den Aktivist*innen war die Aktion eine Solidaritätsbekundung für die
Klimaaktivist*innen im Hambacher Forst und gegen die aktuelle Räumung der
Baumhäuser dort gerichtet. "Wenn RWE räumt und den Wald rodet, nehmen wir
ihre Kraftwerke vom Netz. Wir bleiben so lange aktiv, bis die massive
Zerstörung des Klimas und unserer Lebensgrundlage beendet ist."

Durch die beiden Blockaden wurde die Kohlezufuhr des Kraftwerks komplett
abgeschnitten. Niederaußem stößt im Jahr 25 Millionen Tonnen CO2 aus und
ist damit Europas drittgrößte CO2-Quelle. Durch die Aktion wurden ca.
28.000 t Kohle eingespart. Eine Tonne Braunkohle stößt ziemlich genau eine
Tonne CO2 aus. Durch die Aktion wurden demnach ca. 28.000 t CO2 nicht
ausgestoßen. Das entspricht dem jährlichen CO2-Ausstoß von durchschnittlich
3000 Personen in Deutschland.

Die Aktivistin Martina Pruisken sagte: "Das Kraftwerk ist Teil der
Zerstörung unserer Lebensgrundlagen durch den Kapitalismus. Es muss sofort
abgeschaltet werden - das haben wir heute selbst in die Hand genommen."

Die Blockierer*innen lösten durch ihre Aktion einen Großeinsatz der Polizei
aus, die mit einer Vielzahl sogenannter Technischer Einheiten und
Klettereinheiten anwesend war. "Wenn die Technischen Einheiten der Polizei
hier räumen, ziehen wir sie von anderen Orten, wie dem Hambacher Forst, ab.
Das war auch unser Ziel", so die Aktivistin Shirin Ploen. Zu einer
gefährlichen Situation kam es, als Polizeikräfte versuchten das Tripod, mit
der noch dort verankerten Person hoch zu heben. "Das ist lebensgefährlich.
Bei Tripods muss auf jeden Fall mit einer Hebebühne oder ähnlichem geräumt
werden, um die Beteiligten nicht zu gefährden."

Am Sonntagmorgen (16.09.) wurden einige Aktivist*innen freigelassen. Der
Großteil befindet sich nach wie vor in der Gefangenensammelstelle der
Polizei.
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WALD/312: Hambacher Forst - Übermacht und Widerstand ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Presseerklärung 15.09.2018

Räumung geht weiter, der Tunnel bleibt bestehen, aktive Solidarität



Die Räumung der Besetzung im 12.000 Jahre alten Hambacher Forst ist
heute fortgesetzt worden. In der nördlichsten Besetzung, genannt "Der
Norden", hat die Polizei das Zuhause der Klimagerechtigkeitsaktivisti,
welche sich dort angekettet haben, um den Abriss der Baumhausbesetzung
hinauszuzögern, brutal zerstört. Im Laufe des Tages hat es die Polizei
"erfolgreich" geschafft, die komplette Besetzung im "Norden",
inklusive der Baumhäuser Fabacea und Kontiki, zu räumen. Die Überreste
der abgerissenen Baumhäuser sind nun über den ganzen Waldboden
verstreut.

Währendessen haben Polizist*innen die Zerstörung der Besetzung von
Oaktown fortgesetzt. Das Baumhaus Tanit wurde niedergerissen und die
Räumung des Gemeinschaftsplatzes der Besetzung, der 3-stöckige Tower,
wurde begonnen, auseinandergenommen zu werden. Außerdem hat die
Polizei die Bodenstruktur Simona, an deren Zerstörung Polizeikräfte
seit zwei Tagen arbeiten, zertrümmert. Dies ist passiert trotz des
unterirdischen Tunnelsystems, in dem zwei Menschen noch immer
angekettet sind. Die zähe Fortsetzung der Tunnelzerstörung ist eine
der aufmunternderen Geschichten des Tages, da die Polizei zwar hart
daran arbeitet, aber es bislang nicht geschafft hat, die Aktivisti aus
ihrer 10 Meter tiefen Verschanzung herauszuholen.

Nationale und internationale Presse wurde heute von der Polizei aktiv
auf Distanz zu den Räumungen gehalten, sodass erschwert wurde, dass
Journalist*innen sich ein passendes Bild von der brutalen Zerstörung
und der Stimmung der Aktivisti machen konnten. Trotzdem wurden
Berichte über den Fortgang der größten Polizeiaktion in der Geschichte
NRW's ausgestrahlt.

Schon früh morgens erreichten die Besetzung Neuigkeiten über eine
Solidaritätsaktion auf dem Gelände des Kraftwerkes Niederaußem.
Aktivisti errichteten einen Tripod mit einem Banner, auf dem "Hambi
bleibt" zu lesen war, und ketteten sich an ein Förderband, welches
Braunkohle fördert. Außerdem wurden drei Bagger besetzt. Dieser Erfolg
führte dazu, dass die Leistung des Kraftwerkes auf 20 Prozent
gedrosselt wurde (gemessen an der durchschnittlichen Leistung).

Auch in und um die Waldbesetzung war Solidarität klar zu sehen. Die
Aktionsgruppe Aktion Unterholz kam mit mehreren hundert motivierten
Menschen vorbei, von denen manche die Polizeiketten durchbrochen haben
und in den Wald hineingekommen sind. Die Rufe der politischen Slogans
in Unterstützung der Besetzung reichten in den Wald hinein zu den
Menschen in den Bäumen, die von der Polizei belagert werden. Mit einem
klaren Statement hat sich Aktion Unterholz gegen die absurde
Polizeipräsenz bekannt mit Referenz zu Chemnitz, wo die Polizei in den
letzten Wochen die Jagd von rechtsextremen Protestierenden auf
Immigrant*innen nicht unterbunden hat: "Wo wart ihr in Chemnitz?!"

Wie in Tagen zuvor war die gewaltsame Repression gegenüber den
Klimagerechtigkeitsaktivisti hoch. Während der Aktionen von Aktion
Unterholz haben Polizist*innen Menschen brutal geschlagen und
verhaftet, Journalist*innen belästigt und sogar Pfefferspray gegen
Demonstrant*innen eingesetzt. Circa 30 Menschen wurden heute in die
Gefangenensammelstelle (Gesa) in Aachen gebracht, vor der
Unterstützer*innen auf die Entlassung mit Musik, Kaffee und Kuchen
warteten. Die meisten Menschen in der Gesa wurden innerhalb von 24
Stunden entlassen.

In Verbindung mit der Räumung des Tripods in dem besetzten Hambacher
Forst am 13. September wurde jedoch eine Person für unbestimmte Zeit
in Untersuchungshaft gebracht. Lest mehr über Andrea ("UP3") im Blog
vom ABC Rheinland (https://abcrhineland.blackblogs.org/).

Mitverantwortlich für die andauernde Gewalt gegen Aktivisti,
Journalist*innen und Natur ist der Innenminister von NRW, Herbert Reul
(CDU). Trotz einer großen Umweltbewegung und Deutschlands Plänen für
einen Kohleausstieg verfolgt und beschützt Herbert Reul weiterhin die
Interessen von RWE und der Kohle-Lobby mit den Waffen des Staates!

Der Kampf hier geht weiter und wird jeden Tag stärker. Auch wenn die
Situation hart ist, freuen wir uns über und auf individuelle und
kollektive Aktionen der Unterstützung und Solidarität in NRW,
Deutschland, Europa und überall in der Welt!

Hambi bleibt - heute und für immer!


Ticker vom 15. September

23:50 Andere Quelle kann Wegarbeiten in Lorien nicht bestätigen.

23:30 Schweres Gerät auch am Wall nach Lorien. Der Weg wird ausgebaut.
Personenkontrollen.

23:10 Erste "Rettungskraft" geht runter in den Tunnel.

22:58 In der GeSa Aachen sind wohl Tampons und Binden alle.
Menstruierenden Menschen werden Windeln angeboten. Der "männliche"
Käfig ist jetzt leer, im "weiblichen" Käfig noch knapp unter 20.
Anzahl Menschen in Einzelzellen unklar.

22:00 Passt aufeinander auf! Überall im Wald sind kleine Grüppchen BFE
unterwegs, die teilweise auch Menschen aus dem Gebüsch heraus
versuchen zu catchen!

21:38 Zwei Personen aus Oaktown-Tower Lock-ons geräumt. Tanit ist
zerstört.

21:14 Straße an der Mahnwache ist geräumt.

21:04 Polizei kündigt gewaltsame Räumung der Menschen vor der
angemeldeten Mahnwache an.

20:03 Im Oaktown-Tower sind vier Menschen angelockt. Ihnen wird
gedroht sie mit Lock-on aus dem Fenster zu werfen. WTF

20:00 Der Oaktown-Tower wird auseinandergenommen, während sich
Menschen darin befinden. Große Äste darüber werden abgeschnitten und
knallen auf das Dach, tragende Wände werden eingerissen.

20:00 Livestream aus Oaktown

20:00 Simona hängt am Kran und soll bald weggehoben werden.

19:51 Polizeihunde drehen immer wieder durch und bellen vor allem
andere Polizeikräfte an.

19:30 Simona soll gleich mit einem Kran angehoben werden.

19:15 Oaktown-Tower wird weiter angegriffen. Cops kommen durchs Dach
und nehmen eine Person raus. 4 weitere sind angekettet. Um Oaktown
herum hört man hunderte Menschen Lärm machen.

18:53 Oaktown Tower-Räumung beginnt. Äste über dem Dach werden
entfernt.

18:22 Die Polizei geht gegen die Menschen an der Mahnwache vor.
Angeblich wegen eines schwerverletzten Cops im Wald.

18:00 Zwei Personen bei Durchbruch Richtung Wiesencamp von Polizei zu
Fall gebracht und gefesselt.

17:55 In Oaktown sind 3 Hebebühnen, jeweils an Tower, MouseHouse und
Tanit. Letztere beiden wurden schon betreten/geräumt.

17:53 Menschengruppen nähern sich aus verschiedenen Richtungen der
Polizeilinie in Wiesennähe. Wasserwerfer geht in Position.

17:51 Hängebrücke zwischen Tanit und Tower abgeschnitten. Tanit wird
geräumt.

17:45 2 Gefangenenbusse sind in Aachen eingetroffen.

17:43 Ein Jägerhochsitz wird von einem Räumpanzer komplett zerstört.
(Die klauen uns schon wieder unseren Style!)

17:42 Immer mehr Menschen brechen von der Straße zum Wald durch. Cops
werden immer lustloser beim Verfolgen.

17:40 Ein mit Smartphone beschäftigter Polizist legt sich beim
Menschenverfolgen 2 mal hintereinander richtig schön auf die Fresse.

17:34 Demo - Livestream

17:26 Erste Person wird mit einer Brustschlinge aus Tanit
herausgehoben.

17:15 SEK zerstört das Dach von Tanit.

17:00 Wow, ihr seid großartig! Die Cops sind von Aktivist*innen
umringt. Um Oaktown herum hört man laute Hambi-bleibt!-Rufe, die von
Baumhäusern erwidert werden.

16:40 Hubsteiger in Oaktown auf dem Weg zum Tower

16:21 Die Pressearbeit wird massiv behindert. Verletzte durch
agressiven Pfeffersprayeinsatz durch die Polizei.

16:12 Es gibt gerade viel Dynamik. AktivistInnen laufen über die
Felder Richtung Wiesencamp und Wald.

15:29 Angeblich ist auch Fabacea geräumt. Trennschleifer arbeitet
weiter.

14:30 In Merzenich haben sich die Teilnehmer der Aktion Unterholz in
Finger aufgeteilt. Die Polizei folgt den jeweiligen Gruppen.

14:30 Bestätigte Info: Im Norden sind noch zwei Aktivist*innen
einbetoniert hoch oben. Räumung wird lange dauern.

14:27 Die Hundestaffel wurde gerade von Oaktown abgezogen. Ausser den
Cops, die räumen, ist alles frei. Es scheint Personalmangel zu geben.

13:50 Polizei besetzt den Bahnhof in Buir und behindert zahlreiche
Anwohner aus der Region.

13:49 Weitere Fällungen um Simona herum werden vorbereitet. Die Tunnel
wurden als einsturzgefährdet deklariert! Fällungen in diesem Bereich
gefährden Menschenleben!

13:23 Polizei verdrängt Presse aus Gallien. Sollen wohl noch einige
Bäume ohne Kameras gefällt werden.

13:10 Ein Mensch ist im Norden noch "kompliziert festgemacht".

13:05 Polizei bedrängt Presse, während schweres Gerät nach Oaktown
fährt.

12:51 Der RWE-Putztrupp erscheint in Oaktown.

12:48 Der Kontakt zum Tunnel ist wieder da. Es sind zwei Menschen
darin, die auch bleiben werden. Momentan keine Barrikadenräumungen
Richtung Lorien.

12:00 Barrikadenräumung zwischen Cosytown und Beechtown, vom Wall her
kommend. Kleinere Patrouillen von Cops werden von vielen Stellen der
Waldes gemeldet. Der Hauptweg zwischen Jesus Point und Lorien wird
geräumt. Camper*innen werden des Waldes verwiesen. Im Norden
vermutlich noch 2 Menschen in den Bäumen.

11:59 Kletterpolizei seilt sich von Baumhaus im Norden ab.

11:50 In Cozytown werden die ersten Barrikaden geräumt und eine
Zufahrtsschneise geschlagen.

11:32 Der erste Kletterpolizist ist im Baumhaus Fabacea.

11:00 Hebebühne im Norden nähert sich Baumhaus Fabacea, schneiden Äste
ab, um ranzukommen.

10:36 Mensch vom Skypod im Norden ist geräumt.

10:29 Die Polizei hat der Person im Skypod das Sicherungsseil
durchgeschnitten, um sie dazu zu zwingen, sich räumungs-freundlicher
zu sichern.

10:28 3 Hebebühnen im Norden im Einsatz. Äste werden aus den Kronen
geschnitten.

10:22 Polizei hat sich wieder aus Gallien zurückgezogen. Stimmung ist
gut.

09:58 Feuerwehr inspiziert den Tunnel bei Simona.

09:44 Behelmte Polizei verlässt Oaktown. Cops mit Hunden stehen weiter
drumherum.

09:10 Polizei verliest die Räumungs-Erklärung für die Baumhaus-Stadt
"Gallien".

09:03 Niederaußem: Person auf Tripod wird in Gefahr gebracht!
@zuckerimtank

08:30 Es befindet sich immer noch eine Person in einem 10 Meter tiefen
Tunnel!

07:30 Aktivist_Innen besetzen Niederaußem! Weiter Informationen auf
@zuckerimtank

 * 

Quelle:

Hambacher Forst
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WALD/311: Hambacher Forst - halblegal ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 14. September 2018

Rodung des Hambacher Waldes: RWE hat nicht das Recht auf seiner Seite -
Rodungen im Zuge der aktuellen Räumung finden auch außerhalb des für den
Tagebau genehmigten Rodungsbereiches statt



Düsseldorf, 14.09.2018 | Das aktuelle Vorgehen von RWE am Hambacher Wald
verschärft den politischen Konflikt und eskaliert die Lage vor Ort. Dazu
erklärt der Vorsitzende des BUND Landesverbands NRW Holger Sticht: "RWE
handelt nicht nur gesellschaftlich unverantwortlich, sondern will eine klar
rechtswidrige Rodung des Hambacher Waldes betrieben. Grundsätzlich gilt,
dass RWE bis heute keine bestandskräftige Genehmigung für die Rodung des
Hambacher Waldes hat. Der Konzern darf auch nicht ab 1. Oktober roden. Ein
Grund ist die anhängige Klage des BUND." Wegen dieser Klage hatte sich der
Konzern nach gerichtlicher Aufforderung verpflichtet, bis Mitte Oktober
Rodungen zu unterlassen. Sticht weiter: "In Wahrheit wird schon bei der
jetzigen Räumung gerodet. RWE unterstützt aktiv diese Fäll- und
Räumarbeiten im Wald mit schwerem Gerät und Personal. Wir fordern RWE und
die zuständigen Behörden auf, diese drastischen Eingriffe sofort
einzustellen. Das ist nicht nur politisch geboten, es ist auch rechtlich
erforderlich."

Die aktuellen Genehmigungen für den Betrieb des Tagebaus werden vom BUND
vor dem Verwaltungsgericht Köln bzw. dem Oberverwaltungsgericht Münster
beklagt. Eine Eilentscheidung, ob RWE aktuell roden darf oder nicht, wird
Mitte Oktober erwartet. Das berührt aber auch noch nicht die eigentliche
Klage, ob der Hambacher Wald als FFH-Gebiet eingestuft werden müsste, was
seine Rodung verhindern würde. "Unsere Klage ist wohl begründet. Es wäre
mehr als tragisch, wenn der Lebensraum jetzt von RWE vernichtet und zu
einem späteren Zeitpunkt gerichtlich festgestellt würde, dass dies nicht
rechtens war. Diese leidvolle Erfahrung haben wir am Tagebau Garzweiler
schon einmal gemacht, wo die Verfassungswidrigkeit der Enteignung unseres
Grundstücks vom Bundesverfassungsgericht leider erst bestätigt wurde, als
dieses bereits in der Grube verschwunden war" so Sticht weiter. Aus diesem
Grunde versucht der BUND mit seinem Eilantrag, die Rodung zu verhindern,
damit keine rechtswidrigen Fakten geschaffen werden.

Sticht: "RWE schiebt die Verantwortung für die aktuellen Räumungen von
sich, genauso die Landesregierung. Dabei ist allein RWE der Grund, weshalb
hier Fakten geschaffen werden sollen, bevor es einer gerichtliche
Entscheidung gibt." Zusätzlich will RWE laut konzerneigenen
Planungsunterlagen deutlich mehr roden, als nach Genehmigung zulässig wäre.
Auch die zurzeit im Rahmen der Räumung gerodeten Flächen befinden sich
außerhalb des genehmigten Bereichs. Die Genehmigung ist also weder
bestandskräftig, noch deckt sie die zurzeit gerodeten bzw. für die nächsten
Rodungen geplanten Flächen ab. "Was einmal abgeholzt ist, steht dem Tagebau
nicht mehr im Weg. Das steckt offenbar hinter der Strategie von RWE.

 * 

Quelle:
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KOHLEALARM/473: Klimakampf und Kohlefront - Gottesdienst in Frieden ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 13. September
2018

"Keine Schüsse gehört" Friedlicher Tag im Hambacher Forst/ Klimapilger
& Waldbewohner feiern gemeinsam Gottesdienst im Wald



Pilger für Klimagerechtigkeit laufen bis zur Rodungskante und feiern
Gottesdienst im Wald: Sehr entspannte Atmosphäre im Wald

Kurz nach seinem Start in Bonn erreichte der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit gestern [12.09.] seinen ersten "Schmerzpunkt": Dabei
liefen die Klimapilger/innen von Düren nach Jülich durch den Hambacher
Forst und feiern dort einen Open-Air-Gottesdienst. Anschließend sprachen
die Pilger/innen mit den Waldbewohner/innen.

"Die Lage im Wald war absolut friedlich, wir haben keinerlei Schüsse
gehört", berichtet Juliana Klengel, die als Koordinatorin des Pilgerwegs
die ganze Zeit vor Ort war. "Wir konnten uns die gesamte Zeit frei im
Wald bewegen und haben gemeinsam mit den Einwohner*innen und den
Waldbewohner/innen einen bewegenden Gottesdienst gefeiert."

Es predigte Pfarrerin Martje Mechels, Regionalpfarrerin Nord vom
Gemeindedienst für Mission und Ökumene (GMÖ) Niederrhein. Sie zitierte
noch einmal Präses Manfred Rekowski im Namen der Evangelischen Kirchen
im Rheinland: "Er muss doch gehen, der Ausstieg aus dem Verheizen
fossiler Brennstoffe! Der Ausstieg muss doch gehen, denn unser Weltklima
ist massiv bedroht".

Der Pilgertag im Hambacher Tag wurde vorbereitet vom Diözesanrat der
Katholiken im Bistum Aachen, dem Bistum Aachen, den Evangelischen
Kirchen im Rheinland und dem Gemeindedienst für Mission und Ökumene
(GMÖ) Niederrhein.


Klimapilgerweg

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene km und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.
Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.
Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch
spontane Tagespilger sind willkommen.


40 Unterstützer

Der Ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit wird unterstützt von
einem breiten ökumenischen Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen
und Unternehmen, darunter Brot für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk
MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die
Deutsche Bischofskonferenz und das Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'.
Schirmherr/innen des ökumenischen Klimapilgerwegs sind Bischof Dr.
Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick und Umweltministerin a. D.
Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen unter:


www.klimapilgern.de

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/472: Klimakampf und Kohlefront - Haftungsfreischaden ... (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 12. August 2018

Wirtschaftsprüfer stossen auf Bilanztricks der Braunkohleunternehmen

Greenpeace-Analysen: LEAG kann Milliardenkosten für Renaturierung der
Tagebaue nicht decken



Hamburg, 12. 9. 2018 - Der Braunkohlekonzern LEAG ist voraussichtlich
wirtschaftlich außerstande, die nötigen Milliardenrückstellungen für die
Renaturierung seiner Kohlegruben in der Lausitz aufzubringen.
Zu diesem Schluss kommen die Wirtschaftsprüfer von Cordes + Partner in
einer von Greenpeace beauftragten Stellungnahme (http://bit.ly/2N5hY5F).
Setzt die Bundesregierung ihre völkerrechtlich bindenden Zusagen zum
Pariser Klimaschutzabkommen um und legt ein dazu passendes Enddatum für die
Kohleverstromung fest, "wäre eine Ansammlung der Rückstellung tendenziell
unterdotiert", schreiben die Prüfer. Es erschiene dann "fraglich, ob
ausreichend Liquidität für die Renaturierung noch generiert werden könnte."

Beim Verkauf des früher von Vattenfall betriebenen Braunkohlegeschäfts an
ein Konsortium um die tschechische Finanzholding EPH haben sich Verkäufer
und Käufer Haftungsausschluss gesichert. Im Falle einer Insolvenz der
heutigen EPH-Tochter LEAG müssten entsprechend die Länder Brandenburg und
Sachsen für die Renaturierung zahlen. "EPH wettet in der Lausitz auf den
Bankrott der deutschen Klimaschutzpolitik", sagt Greenpeace Energieexperte
Karsten Smid. "Das Risiko für diese Wette hat der Finanzinvestor geschickt
auf andere verteilt: Entweder zahlen die Opfer des Klimawandels oder die
deutschen Steuerzahler."

In ihrer Stellungnahme stellen die Wirtschaftsprüfer fest, dass die von
Vattenfall für die Rekultivierung der Tagebaue zugesagte Barmittel nicht
vollständig an die LEAG gezahlt wurden. Von den versprochenen 1,7
Milliarden Euro sind lediglich 1 Milliarde geflossen. Aus Sicht der
Finanzexperten "außergewöhnlich" sei, dass sich das Käuferkonsortium
EPH/PPF über höhere Bilanzierungen 508 Millionen Euro in ihren Büchern
gutschrieb, obwohl die LEAG hohe Verluste schreibt. Der Jahresabschluss für
das Rumpfgesc häftsjahr 2016 (1.6. - 31.12.16) der LEAG-Bergbau weist einen
Verlust von 103,8 Millionen Euro aus. Für das Jahr 2017 geht die LEAG laut
eigenem Prognosebericht von Verlusten im niedrigen zweistelligen
Millionenbereich aus.

Greenpeace kritisiert LEAG-Kaufvertrag zu Lasten der Allgemeinheit


Durch den Verkaufsprozess haben sich sowohl Vattenfall als auch EPH von
möglichen Haftungsrisiken befreit. Sowohl der ehemalige Eigentümer als auch
der neue haben eine Haftung für die bergbaubedingten Rekultivierungskosten
des LEAG-Konzerns ausgeschlossen. Im Falle einer Insolvenz der LEAG wäre
früher Vattenfall in vollem Umfang für alle Folgekosten aufgekommen. Nach
dem Verkauf der Braunkohlesparte an EPH stünden die Bundesländer in einem
solchen Fall alleine da. "EPH und Vattenfall haben den Kaufvertrag bewusst
zum Nachteil Dritter gestaltet", so Smid. "Die Landesregierungen von
Brandenburg und Sachsen müssen dringend das Insolvenzrisiko klären und
prüfen, wie dieses etwa über Sicherheitsleistungen vom Steuerzahler
abgewendet werden kann."



Publikation - Bilanztricks bei der LEAG

Stellungnahme der Wirtschaftsprüfer zur LEAG

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/2018-09-07stellungnahme-leag.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 12.08.2018

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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MUMIA/908: Noch nicht erzählte Geschichten (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 922

Noch nicht erzählte Geschichten

Die Ausbeutung von Arbeitsimmigranten in den USA ist kein Stoff für
Hollywoodfilme

von Mumia Abu-Jamal, September 2018



Man kann über die Amtszeit von US-Präsident Donald Trump sagen, was man
will, aber eines ist sicher: Vom ersten Tag an war Migration das Thema
Nummer eins. Genauer gesagt, beherrschte die angebliche Angst der US-Bürger
vor der »wachsenden Flut von Migranten« - insbesondere von Mexikanern oder
anderen »nichtweißen« Einwanderern - den öffentlichen Disput.

Vor einigen Tagen las ich das Buch »No One is Illegal. Fighting Racism and
State Violence on the US-Mexico Border« des Autorenduos Justin Akers Chacón
und Mike Davis (Haymarket Books, Chicago). Dabei habe ich buchstäblich auf
fast jeder Seite etwas Neues gelernt, vor allem über die erschütternde
Geschichte, wie Einwanderer in den Vereinigten Staaten von Amerika im Laufe
der Zeit behandelt wurden.

Die jüngere Einwanderungsgeschichte der USA wird meistens aus der
Perspektive betrachtet, dass es je nach Konjunkturlage der Ökonomie um die
jeweilige mehr oder weniger große Nachfrage nach Arbeitsmigranten aus
China, Japan, den Philippinen und später aus Mexiko ging. Ihre Rekrutierung
lief immer ähnlich ab: Sie wurden zur Arbeit in der Landwirtschaft oder zum
Bau der Eisenbahnstrecken ins Land geholt, zunächst willkommen geheißen,
dann bis auf die Knochen ausgebeutet und schließlich, wenn man sie nicht
mehr brauchte, von Politikern und Medien so lange verteufelt, bis sie unter
ständigen Angriffen und Diffamierungen am Ende ausgewiesen oder sonstwie
aus dem Land gejagt wurden.

Diesen rechtlosen Arbeiterinnen und Arbeitern wurden nur Hungerlöhne
gezahlt, manche, wie beispielsweise die chinesischen Migranten, die man im
19. Jahrhundert zum Bau der Eisenbahn nach Nordamerika holte, wurden von
weißen Schlägern und Bürgerwehren durch die Straßen gehetzt und angespuckt,
als man sie nicht mehr brauchte. Einige wurden zusammengeschlagen, andere
brutal ermordet.

Anfang der 1940er Jahre entwickelte die US-Regierung das sogenannte
Bracero-Programm, abgeleitet vom spanischen Wort »Bracero« für
Feldarbeiter. Es umfasste eine Reihe von Gesetzen und bilateralen Abkommen
mit Mexiko, wie das am 4. August 1942 unterzeichnete »Mexican Farm Labor
Agreement«. Es garantierte den Arbeitsmigranten Unterkünfte mit sanitären
Einrichtungen und eine angemessene Ernährung sowie einen Mindestlohn von 30
Cent pro Stunde. Als die mexikanischen Migranten dann in den Norden kamen,
um die Arbeit aufzunehmen, wurden sie jedoch von anderen Arbeitern getrennt
untergebracht und isoliert, um sie leichter ausbeuten zu können. Sobald
ihre Arbeitsverträge ausgelaufen waren, mussten sie das Land sofort wieder
verlassen und nach Mexiko zurückkehren.

Nach dem Eintritt der Vereinigten Staaten in den Zweiten Weltkrieg im
Dezember 1941 halfen die mexikanischen Migranten durch ihre Arbeit, die
Versorgung des Landes mit landwirtschaftlichen Produkten sicherzustellen -
oft nur für ein paar Cent für die Schufterei -, aber zum Dank wurden sie
diffamiert und ghettoisiert, und man verbot ihnen jede gewerkschaftliche
Organisierung. Wenn sie es dennoch versuchten, wurden sie sofort verhaftet
und des Landes verwiesen!

Wer am härtesten arbeitet, bekommt den niedrigsten Lohn. Kommt das jemandem
bekannt vor? Die Geschichte der Kämpfe der Arbeitsmigranten in den USA
öffnen einem wirklich die Augen. Es ist kein Vergnügen, ein Buch wie »No
One is Illegal« zu lesen, aber sehr lehrreich. Dieser Teil der
US-Geschichte ist nicht Gegenstand von Hollywoodfilmen. Es gibt noch viele
Geschichten, die erzählt und aufgeschrieben werden müssen.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 210 vom 10. September 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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ATTAC/1939: Paulskirche - Besetzerinnen und Besetzer bleiben über Nacht


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt, 15. September - 19:45 Uhr

Paulskirche: Besetzerinnen und Besetzer bleiben über Nacht

Programm der Attac-Aktiven geht bis Sonntagmorgen / Film "System
Error" beginnt um 20 Uhr



Die Besetzerinnen und Besetzer der Paulskirche werden ihr Programm wie
geplant bis zum Sonntagmorgen fortsetzen und in dem Gebäude übernachten.
Um 20 Uhr beginnt die Vorführung des Films "System Error", danach ist
ein Gespräch mit dem Regisseur Florian Opitz über Skype geplant. Darauf
haben sich die Aktivistinnen und Aktivisten von Attac mit der Stadt
Frankfurt geeinigt. Zu dem Gespräch war der persönliche Referent des
Oberbürgermeisters in die Paulskirche gekommen.

"Zehn Jahre nach der Eskalation der Finanzkrise ist es höchste Zeit, die
Demokratie den Märkten zu entreißen: Statt einer marktkonformen
Demokratie brauchen wir eine Wirtschaft, die von den Prinzipien der
Demokratie, der Solidarität und der ökologischen Nachhaltigkeit bestimmt
wird. Mit der Besetzung der Paulskirche geben wir einen Anstoß für die
dringend nötige gesellschaftliche Debatte, wie wir uns die Demokratie
zurückzuholen können. Wir dürfen die Entscheidung, wie wir leben
wopllen, nicht weiter den Konzernen und den Märkten überlassen", sagt
Attac-Aktivistin Sabine Lassauer.

Die Aktivistinnen und Aktivisten haben die Paulskirche am heutigen
Samstag um 14 Uhr besetzt. Unmittelbar danach versperrte die Polizei den
Zugang zum Gebäude. Bürgerinnen und Bürger, die sich an der Debatte
beteiligen wollten, wurden nicht hereingelassen. Das Programm im Inneren
des Gebäudes - darunter am Nachmittag eine zweistündige
Podiumsdiskussion - fand aber statt und wurde per Livestream auf einen
Bildschirm vor der Paulskirche übertragen.




Programm in der besetzten Paulskirche:

www.attac.de/her-mit-der-demokratie

Paulskirchenerklärung, 2018:

www.attac.de/paulskirchenerklaerung

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/1938: Paulskirchenbesetzung - Stadt will um 17 Uhr vom Hausrecht Gebrauch zu machen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. September 2018 - 15:50 Uhr

 Paulskirchenbesetzung: Stadt will um 17 Uhr vom Hausrecht Gebrauch zu
machen

Hausrecht liegt bei Oberbürgermeister Feldmann / Besetzer beraten in
Kleingruppen weiteres Vorgehen / Podiumsdiskussion beginnt um 16 Uhr /
Live-Stream im Internet



Der Frankfurter Oberbürgermeister Peter Feldmann will gegenüber den
Besetzerinnen und Besetzern der Paulskirche um 17 Uhr von seinem
Hausrecht Gebrauch machen. Das hat sein persönlicher Referent den
Aktivistinnen und Aktvisten von Attac mitgeteilt. Derzeit beraten die
Besetzerinnen und Besetzer in Kleingruppen über das weitere Vorgehen,
sollte es zu einer Räumung kommen.

Um 16 Uhr beginnt in der Paulskirche eine öffentliche Podiumsdiskussion.
Derzeit lässt die Polizei keine Bürgerinnen und Bürger in das Gebäude.
Das Geschehen im Inneren kann über einen Live-Stream auf einem
Bildschirm vor dem Eingang sowie im Internet verfolgt werden.

"Wir fordern Obermeister Peter Feldmann dringend auf, die öffentliche
Debatte über Demokratie in der Paulskirche nicht zu behindern. Als
Geburtsstätte der Demokratie in Deutschland sind wir hier am richtigen
Ort für einen lebenden Austausch über die zentrale demokratische Frage,
in welcher Gesellschaft wir leben wollen. Wir laden die Verantwortlichen
der Stadt ebenso wie alle Bürgerinnen und Bürger herzlich ein, sich an
dieser Debatte zu beteiligen", sagt Attac-Aktivist Thomas Eberhardt-Köster.


Livestream:

http://t1p.de/Livestream-Paulskirche

Programm in der besetzten Paulskirche:

www.attac.de/her-mit-der-demokratie

Paulskirchenerklärung, 2018:

www.attac.de/paulskirchenerklaerung

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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ATTAC/1937: Her mit der Demokratie! Attac-Aktivisten besetzen Paulskirche


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. September 2018 - 14.11 Uhr

Her mit der Demokratie! Attac-Aktivisten besetzen Frankfurter
Paulskirche 

In welcher Gesellschaft wollen wir leben? Attac lädt am
internationalen Tag der Demokratie zu öffentlicher Debatte an
symbolträchtigem Ort ein



Aktivistinnen und Aktivisten des globalisierungskritischen Netzwerkes
Attac haben die Paulskirche in Frankfurt besetzt, um eine öffentliche
Debatte über die Grundpfeiler einer demokratischen Gesellschaft
anzustoßen. Die Aktion am heutigen von den Vereinten Nationen
ausgerufenen Tag der Demokratie steht unter dem Motto "Her mit der
Demokratie! Solidarisch, menschenwürdig, sozial, offen, frei".

"Wir, die Besetzer*innen der Paulskirche, haben uns hier versammelt, um
an dieser Geburtsstätte der deutschen Verfassung nachdrücklich daran zu
erinnern, dass staatliches Handeln und politische Entscheidungen dem
Geist der Verfassung verpflichtet sind. Die Grundpfeiler unserer
Demokratie sehen wir an vielen Stellen erheblich gefährdet", heißt es in
einer Erklärung der Aktivistinnen und Aktivisten
(www.attac.de/paulskirchenerklaerung).

"Wir laden daher alle, die können, herzlich ein, zu uns in die
Paulskirche zu kommen und an diesem symbolträchtigen Ort über die
zentrale demokratische Frage zu diskutieren: In welcher Gesellschaft
wollen wir leben?", sagt Sabine Lassauer von Attac. "Dafür nehmen wir
uns bewusst den Raum in der Paulskirche. Denn Demokratie musste immer
schon erstritten werden - 1848 ebenso wie heute. Und aktuell ist sie an
vielen Stellen in größter Gefahr, wie nicht erst die Ereignisse in
Chemnitz deutlich machen. Lasst uns darüber sprechen, wie wir uns die
Demokratie zurückzuholen können, um sie nicht den Rechten, den Konzernen
oder den Märkten zu überlassen!"

Ab 16 Uhr Programm mit Podiumsdiskussion, World Café, Musik und
Film

Geplant ist ab 16 Uhr eine Diskussionsveranstaltung. Als Gäste auf dem
Podium zugesagt haben die Bloggerin und Journalistin Antje Schrupp, der
Autor und Journalist Stephan Hebel, Ramona Lenz, Mitinitiatorin der
Seebrücke und Mitarbeiterin von Medico International, der Politologe
Veith Selk sowie Thomas Eberhardt-Köster von Attac. Auch Frankfurts
Oberbürgermeister Peter Feldmann ist eingeladen, auf dem Podium
mitzudiskutieren.

Im Anschluss können sich alle Anwesenden bei einem so genannten World
Café über von ihnen selbst gewählte Themen austauschen. Den
musikalischen Rahmen gestaltet der Cellist Frank Wolff. Am Abend ist der
Film "System Error" zu sehen. Danach steht Regisseur Florian Opitz für
ein Gespräch zur Verfügung.. Für Sonntagvormittag laden die
Besetzerinnen und Besetzer zur offenen Versammlung (Asamblea) in der
Paulskirche ein. (Programm: www.attac.de/her-mit-der-demokratie)

"Wir gehen davon aus, dass Oberbürgermeister Peter Feldmann und die
Verantwortlichen der Stadt Frankfurt unser Anliegen, in der Paulskirche
einen lebendigen, öffentlichen Austausch über Demokratie zu führen,
unterstützen. Sie sind herzlich eingeladen, sich zu beteiligen. Uns geht
es darum, den Raum für diese dringend notwendige Debatte zu öffnen,
nicht um Konfrontation", stellt Attac-Aktivist Christian Blank klar.

Die Paulskirche gilt als Wiege der deutschen Demokratie. In ihr kam 1848
das erste deutsche Parlament zusammen. Die Paulskirchenverfassung diente
dem Grundgesetz als wichtiges Vorbild.

Bereits am heutigen Samstagvormittag hat Attac zusammen mit
Bündnispartnern mit einer Performance unter dem Motto "Finance for the
People" vor der Frankfurter Börse an den zehnten Jahrestag des
Zusammenbruchs der US-Bank Lehman Brothers erinnert und eine
Demokratisierung der Finanzmärkte gefordert.
(www.attac.de/finance-for-the-people)




Programm in der besetzten Paulskirche:

www.attac.de/her-mit-der-demokratie

Paulskirchenerklärung, 2018:

www.attac.de/paulskirchenerklaerung

 * 

PAULSKIRCHENERKLÄRUNG

Wir, die Besetzer*innen der Paulskirche, haben uns hier versammelt, um an
dieser Geburtsstätte der deutschen Demokratie nachdrücklich daran zu
erinnern, dass staatliches Handeln und politische Entscheidungen dem Geist
der Verfassung verpflichtet sind. Die Grundpfeiler unserer Demokratie sehen
wir an vielen Stellen erheblich gefährdet. Deswegen öffnen wir einen Raum
für die Diskussion der zentralen demokratischen Frage: In welcher
Gesellschaft wollen wir leben?

In der Verfassung ist festgehalten: Alle Bürger*innen dürfen
gleichermaßen mitbestimmen.

Weder Geld noch Herkunft dürfen darüber bestimmen, wer seine Interessen
besser durchsetzen kann.

Wenn der Staat die wirtschaftliche Macht Einzelner nicht beschränkt, auch
wenn diese das Gemeinwohl und die Demokratie gefährden, ist das ein Verstoß
gegen diesen Grundsatz.

Wenn der Staat Einkommen und Vermögen, und damit auch gesellschaftlichen
Einfluss, von unten nach oben umverteilt, statt ausgleichend zu wirken, ist
das ein Verstoß gegen diesen Grundsatz.

Wenn Menschen, die dauerhaft hier leben, die gleichen Rechte vorenthalten
werden, ist dies ein Verstoß gegen diesen Grundsatz.

Die Gesellschaft, in der wir leben möchten, ist eine Gesellschaft der
Gleichen und Freien.

In der Verfassung ist festgehalten: Der Staat ist verpflichtet, die
Demokratie zu schützen.

Die Staatsgewalt muss dem Willen der Bürger*innen folgen.

SCHATTENBLICK - ATTAC/1936: Zehn Jahre Krise - Zeit die Finanzmärkte zu demokratisieren
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ATTAC/1936: Zehn Jahre Krise - Zeit die Finanzmärkte zu demokratisieren


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 15. September 2018

Zehn Jahre Krise: Zeit die Finanzmärkte zu demokratisieren

Attac mit Performance "Finance for the People" vor Frankfurter Börse /
Weltweit 90 Aktionen auf drei Kontinenten



Mit einer Performance unter dem Motto "Finance for the People - für die
Vielen, nicht die Wenigen" vor der Frankfurter Börse hat Attac am
heutigen Samstag an den zehnten Jahrestag des Zusammenbruchs der
US-Investmentbank Lehman Brothers erinnert und eine Demokratisierung der
Finanzmärkte gefordert. Eine grundlegende Reform des Finanz- und
Bankensystems sei auch nach der Eskalation der Finanzkrise 2008
ausgeblieben, kritisierte das Netzwerk.

"Die Jagd nach Rendite und das Konkurrenzprinzip breiten sich immer
weiter aus. Schulen, Pflegeheime und Krankenhäuser werden in
Anlageobjekte umgewandelt, die Profite bringen müssen. Die Interessen
der Schülerinnen und Schüler, der Pflegebedürftigen und Kranken fallen
hinten runter", sagte Attac-Finanzexperte Alfred Eibl. "Es ist höchste
Zeit, das Finanzsystem in den Dienst aller Menschen zu stellen.
Ungleichheit und Umweltzerstörung lassen sich nicht durch Egoismus und
Konkurrenz überwinden, sondern nur durch gerechte Zusammenarbeit."

Attac warnte zudem, dass nach wie vor die Bürgerinnen und Bürger für die
Kosten aufkommen müssten, sollte es erneut zu einer schweren Krise
kommen. Zwar habe es nach 2008 einige zaghafte Korrekturansätze gegeben,
viele Banken, Fonds und Versicherungen seien aber weiterhin viel zu
groß, um sie ohne Gefahr für die Gesamtwirtschaft Konkurs gehen lassen
zu können ("too big to fail"). Sie müssten stattdessen voraussichtlich
erneut auf Kosten der Allgemeinheit gerettet werden.

Bei der Performance, an der sich auch Jusos, die GEW Hessen und die
Linke Hessen beteiligten, zogen grau gekleidete Gestalten unter großer
Kraftanstrengung einen Karren mit Bulle und Bär, Symbole des
Finanzmarktkapitalismus, durch das Frankfurter Bankenviertel. Vor der
Börse befreiten sich die Gestalten und holten sich von Bulle und Bär
zurück, was allen Menschen gehört: bezahlbarer Wohnraum, freie Bildung,
Gesundheit für alle. Der Protest war eingebettet in einen
internationalen Aktionstag "Change Finance" mit rund 90 Aktionen auf
drei Kontinenten.

Die Performance richtete sich auch gegen die zunehmende Naturzerstörung,
die ein ausschließlich an Profit orientiertes Finanz- und
Wirtschaftssystem mit sich bringt. Dazu Urs Kleinert von der
Attac-Arbeitsgruppe Finanzmärkte und Steuern: "Im Namen eines angeblich
Fortschritt bringenden Wirtschaftswachstums werden Ressourcen
ausgebeutet und das Klima zerstört. Tatsächlich dient das Wachstum allem
dazu, große Vermögen weiter wachsen zu lassen, während die meisten Löhne
stagnieren und sich Armut und Angst vor einer unsicheren Zukunft
ausbreiten."

Attac setzt sich daher für einen sozial-ökologischen Umbau ein - hin zu
einer Wirtschaft und Gesellschaft, die von den Prinzipien der
Demokratie, der Solidarität und der ökologischen Nachhaltigkeit bestimmt
werden.




Weitere Informationen und Bilder:

Aktion in Frankfurt:

www.attac.de/finance-for-the-people

Internationales Bündnis:

www.changefinance.org

Karte mit Aktionen weltweit:

http://www.changefinance.org/take-action

Erklärung europäischer Attac-Vertreter/innen:

"Zehn Jahre Finanzkrise - Die Regierungen haben uns im Stich gelassen,
die Zukunft hängt von uns ab": 

www.attac.de/erklaerung-10-jahre-krise

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSICHTEN/8399: Und morgen, den 17. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.09.2018 bis zum 18.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8399 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wärmer wird es, langsam, langsam,

die Sonne kehrt zurück,

sie blinzelt leicht und ohne Scham,

Jean räkelt sich im Glück.
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PREIS/2201: ver.di-Preis "Starker Einsatz" geht an Barbara Rohm und Birgit Sigjunsdottir (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
14. September 2018

Deutscher Schauspielerpreis: ver.di-Preis "Starker Einsatz" geht an
die Regisseurin Barbara Rohm und die Kamerafrau Birgit Sigjunsdottir



Berlin - Zwei starke Frauen sind am Freitagabend (14. September) in Berlin
bei der feierlichen Gala des Deutschen Schauspielerpreises mit dem
ver.di-Preis "Starker Einsatz" ausgezeichnet worden. Er ging dieses
Mal an die Regisseurin Barbara Rohm und die Kamerafrau Birgit
Sigjunsdottir. "Beide haben auf ihre Weise die Räume zu nutzen
verstanden, die die MeToo-Debatte geöffnet hat", heißt es in der
Begründung der sechsköpfigen Jury.

Barbara Rohm, schon seit 2014 im Vorstand des vormals als Pro Quote
Regie und heute als Pro Quote Film bekannten Frauennetzwerkes, war
zusammen mit dem Bundesverband Schauspiel (BFFS) und der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) treibende Kraft beim Aufbau der
überbetrieblichen Vertrauensstelle "Themis" für die Film-, Fernseh-
und Theaterbranche. An die Vertrauensstelle können sich Betroffene
von sexueller Belästigung und Gewalt in Zukunft wenden.

Dass Qualität allein sich eben nicht durchsetzt, wenn es selten
Möglichkeiten des Sich-Beweisens gibt, ist seit langem bekannt und
eines der Hauptargumente für den regulativen Effekt einer Quote.
Birgit Sigjunsdottir, eine der wenigen erfolgreichen Kamerafrauen,
wollte solche Möglichkeiten für ihre Kolleginnen erweitern und hat
deswegen im Jahr 2017 ein Netzwerk für Kamerafrauen gegründet, die
Cinematographinnen Deutschland.

Beide Künstlerinnen haben in diesem Jahr einen starken Einsatz für
den geforderten Kulturwandel in der Branche gezeigt. Ein solcher
Kulturwandel kann zwar durch Debatten angestoßen werden, aber er muss
von entschieden handelnden Menschen durchgesetzt werden. Dafür
braucht es einen langen Atem, insbesondere dann, wenn sich die
öffentliche Aufmerksamkeit wieder auf andere Themen richtet.
Letztlich geht es darum, dass den Worten Taten und den Taten
Veränderungen folgen.

Der Preis "Starker Einsatz", für den Filmschaffende,
Schauspielerinnen und Schauspieler Vorschläge einreichen, wird von
der FilmUnion der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft gemeinsam mit
dem Bundesverband Schauspiel verliehen. Er setzt die Reihe des
ver.di-Filmpreises fort, die 1964 mit dem in Hamburg gestifteten
Fernsehpreis der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft begann. Der
ver.di-Preis wurde im Rahmen der Verleihung des Deutschen
Schauspielerpreises im Berliner Zoo-Palast überreicht.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 14.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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AUSLAND/8827: Aus aller Welt - 16.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brexit-Debatte: Premierministerin May erneut in der Kritik

Der im Juli zurückgetretene britische Außenminister Boris Johnson hat
mit seinen jüngsten Äußerungen zu den Brexit-Plänen von Theresa May
neue Spekulationen um die Ablösung der Regierungschefin ausgelöst.
Johnsons Vorwurf, ihr Plan für den Brexit komme der Sprengstoffweste eines
Selbstmordattentäters gleich, wies May am Sonntag im BBC-Fernsehen
als unangemessen zurück. Es gehe nicht um ihre Zukunft, sondern um
die Zukunft der Bürger und die Zukunft des Landes. Unterdessen
sprach sich Londons Oberbürgermeister Sadiq Khan für ein zweites
Brexit-Referendum aus. In einem Gastbeitrag für die einmal
wöchentlich erscheinende Zeitung The Observer schrieb Kahn, die
Bevölkerung müsse die Gelegenheit haben, über das Brexit-Abkommen
oder über einen EU-Ausstieg ohne Abkommen abzustimmen, einschließlich
der Option, in der EU zu bleiben.

16. September 2018
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JUSTIZ/8827: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bürgerwehr-Mitglieder in Chemnitz verhaftet

In Chemnitz hat die Polizei Mitglieder einer selbsternannten
Bürgerwehr festgenommen. Die mindestens 15köpfige Gruppe hatte am
Freitagabend eine andere Gruppe aus Deutschen, Iranern und
Pakistanern umstellt und fremdenfeindlich beschimpft. Dabei wurde ein
26jährige Iraner mit einem Gegenstand am Kopf verletzt. Gegen sechs
Tatverdächtige im Alter zwischen 27 und 33 wurde nach Informationen
der Behörden Haftbefehl erlassen. Ihnen wird Landfriedensbruch und
gefährliche Körperverletzung vorgeworfen.

16. September 2018
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MILITÄR/8824: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr bildet irakische Truppen in ABC-Abwehr aus

Während ihres Besuchs in der irakischen Hauptstadt Bagdad traf
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen mit ihrem Amtskollegen
Irfan Al-Hayali zusammen, um mit ihm über das weitere Engagement der
Bundeswehr im Zweistromland zu sprechen. Die Bundeswehr beteilige
sich am Aufbau einer irakischen Armee, die loyal gegenüber der
Regierung sei und die auch Menschen schütze, erklärte die
CDU-Politikerin mit Blick auf die geplante Aufstockung der deutschen
Truppe im Irak. Seit Mitte August bilden deutsche Soldaten auf einer
Militärbasis in Tadschi nördlich von Bagdad irakische Armeeangehörige
in der Abwehr von atomaren, biologischen und chemischen Kampfstoffen
aus.

16. September 2018
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POLITIK/8826: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Spahn will mit Sozialverbänden über allgemeine Dienstpflicht sprechen

In der Diskussion über die Einführung einer Dienstpflicht lud
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) einem Bericht der Bild am
Sonntag zufolge 18 Sozialverbände für den 25. September zu einem
Meinungsaustausch nach Berlin ein. Ein sozialer Dienst könnte mit
dazu beitragen, daß sich die Menschen noch stärker mit dem Staat und
dem Gemeinwesen beschäftigen, heißt es in dem Einladungsschreiben an
die Verbände, aus dem die Zeitung zitierte. Familienministerin
Franziska Giffey (SPD) will statt dessen den Freiwilligendienst
attraktiver machen. Dies will die Ministerin unter anderem durch eine
bessere Bezahlung erreichen. Derzeit erhalten die Freiwilligen ein
monatliches Taschengeld von maximal 390 Euro.

16. September 2018
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MELDUNGEN



Taifun Mangkhut vernichtet gesamte Ernte auf den Philippinen

Der Taifun Mangkhut hat auf den Philippinen verheerende Schäden
angerichtet. Auf der Hauptinsel Luzon wurden riesige Gebiete
überflutet, Häuser zerstört und die gesamte Ernte vernichtet. Die
Behörden meldeten mehr als 40 Tote. Am Sonntag zog der Sturm mit
Windstärken von bis zu 242 Stundenkilometern südlich an der
Millionenmetropole Hongkong vorbei. Am Sonntagabend soll der Taifun
Chinas Südküste erreichen.

16. September 2018
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WISSENSCHAFT/7910: Aus Forschung und Technik - 16.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



NASA will ihre Raumsonde Dawn in einem Orbit um Ceres parken

Elf Jahre nach Beginn ihres Weltraumflugs vom Raketenstartgelände der
U.S. Air Force am Cape Canaveral in Florida verfügt die Raumsonde
Dawn kaum noch über Treibstoff. Nach Einschätzung der
US-Raumfahrtbehörde NASA wird das Hydrazin für ihre Antriebsdüsen nur
noch für wenige Wochen reichen. Im August war der Instumententräger
bereits in einen neuen Orbit um den etwa fünf Milliarden Kilometer
von der Erde entfernten Zwergplaneten Ceres eingeschwenkt. In dieser
Umlaufbahn soll die Sonde laut NASA-Angaben für mindestens 20 Jahre
und vielleicht auch länger bleiben. Zuvor hatte Dawn im Rahmen ihrer
insgesamt rund 470 Millionen Dollar teuren Mission schon den
Asteroiden Vesta umkreist und erforscht.

16. September 2018
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VOM TAGE



Kommunalwahlen in Syrien

In Syrien wurden am Sonntag Kommunalwahlen abgehalten. Es waren die
ersten seit Dezember 2011, wenige Monate nach Kriegsbeginn. In den
Landesteilen, die von islamistischen oder kurdischen Milizen
kontrolliert werden, fanden keine Wahlen statt.

Die syrische Nachrichtenagentur Sana berichtete von mehr als 40.000
Kandidaten, die sich für die fast 18.500 Sitze in den Gemeinderäten
und Provinzparlamenten beworben hätten. Unter den Kandidaten waren
Mitglieder der Regierungspartei Baath am häufigsten vertreten. Das
Staatsfernsehen berichtete den Tag über von den Wahlen. Die
Wahllokale sollen frühestens 19.00 Uhr Ortszeit schließen.

Die drei Millionen Binnenflüchtlinge konnten in den Kommunen ihre
Stimme abgeben, in denen sie sich zu der Zeit aufhielten. Zivilisten aus
den von Milizen kontrollierten Regionen konnten in den unter
Regierungskontrolle stehenden Gebieten mit ihren mehr als 6500
Wahllokalen wählen gehen.

16. September 2018
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VOM TAGE



Weltweit nimmt die Zahl der Krebstoten zu

Immer mehr Menschen weltweit erkranken an Krebs. Zu diesem Ergebnis
gelangte der neue Statistik-Report der Internationalen Agentur für
Krebsforschung (IARC) der Weltgesundheitsorganisation WHO. Wie das
Deutsche Ärzteblatt weiter berichtete, geben die Forscher als Gründe
hierfür unter anderem die verbesserten Diagnosemöglichkeiten, das
Bevölkerungswachstum und die längere Lebenserwartung der Menschen an.
Den Daten zufolge soll weltweit jeder fünfte Mann und jede sechste
Frau im Laufe ihres Lebens eine Krebsdiagnose gestellt bekommen.
Jeder achte Mann und jede elfte Frau soll sogar an Krebs sterben. Von
den weltweit 9,6 Millionen krebsbedingten Todesfällen im Jahr 2018
sollen 1,8 Millionen auf Lungenkrebs, 881.000 auf Darmkrebs, 783.000
auf Magenkrebs, 782.000 auf Leberkrebs und 627.000 auf Brustkrebs
entfallen sein.

16. September 2018
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VOM TAGE



Nachträgliche Mandatierung der Bundeswehr für Syrien nicht zulässig

Der Bundestag wird voraussichtlich nicht nachträglich über eine
Beteiligung der Bundeswehr am Krieg gegen die syrischen Truppen
teilnehmen. Dem Wissenschaftlichen Dienst des Bundestags zufolge
besteht keine Gefahr im Verzug, da Washington seit Tagen auf eine
Zusage für eine deutsche Beteiligung für den Fall drängt, daß bei der
Eroberung der syrischen Provinz Idlib durch Regierungstruppen und
russisches Militär Giftgas eingesetzt wird. Das Bundestagsgremium
hatte in einem ersten Gutachten bereits die Auffassung vertreten, daß
die von der US-Regierung gewünschte internationale Intervention gegen
Völkerrecht und, soweit Deutschland betroffen wäre, das Grundgesetz
verstieße.

16. September 2018
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Wie Filmemacher tricksen - Ausstellung in Düsseldorf

Ab sofort können sich Kinofreunde im Düsseldorfer Filmmuseum in der
Ausstellung "Fantastische Welten" schlau darüber machen, wie früher
und wie heute Filmtricks und Spezialeffekte hergestellt und eingesetzt
werden.

Schon bald nachdem der Kinofilm erfunden wurde, machten sich
erfinderische Handwerker daran, die Möglichkeiten, die die neue
Technik bot, noch auszuweiten, sei es mit Stopptricks oder
Rückprojektionen. Als dann der Farbfilm eingezogen war, versetzten
Mehrfachprojektionen oder Bluescreen das Publikum in Staunen. Mit dem
Aufkommen des Digitalzeitalters kam noch einmal ein unerhörter Schub
dazu. Heute fällt es dem Betrachter oft schwer, zwischen Filmarbeit
und Computeranimation zu unterscheiden.

An den Vorbereitungen der Schau beteiligten sich auch Action- und
Sciencefiction-Fachleute wie Volker Engel (Independence Day) und Dan
Curry (Star Treck), wie Deutschlandfunk Kultur berichtete.

Neben den Filmbeispielen werden auch Original-Requisiten aus bekannten
Filmen gezeigt. Noch interessanter dürfte aber das Angebot von
Workshops und Seminaren sein, die die Möglichkeit bieten, selbst zu
filmen und visuelle Effekte auszuprobieren. Die Schau dauert bis 30.
Juni 2019.

16. September 2018
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VOM TAGE



Israelischer Raketenangriff auf Flughafen von Damaskus

Der Flughafen von Damaskus wurde am Samstagabend mit israelischen
Raketen beschossen, wie die syrische Nachrichtenagentur Sana meldete.
Demnach konnte die syrische Luftabwehr eine Anzahl Raketen abfangen.
Die in London ansässige, der syrischen Regierung gegenüber gegnerisch
eingestellte Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte wußte zu
berichten, daß die israelischen Raketenangriffe einem Waffendepot in
der Nähe des Flughafens gegolten haben. Dort seien vor kurzem neue
Waffen für Iraner oder die libanesische Hisbollah eingetroffen, hieß
es.

16. September 2018
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Merkel kündigt Wohngipfel im Kanzleramt an

Für Freitag haben Bundeskanzlerin Merkel und der für das Bauwesen
zuständige Innenminister Seehofer Politiker aus Bund, Ländern und
Kommunen sowie Vertreter der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, des
Mieterbundes, der Gewerkschaften und der Bauwirtschaft zu einem
sogenannten Wohngipfel im Kanzleramt geladen. Der Grund ist, daß
steigende Mieten inzwischen die soziale Frage schlechthin darstellen,
wie die Kanzlerin in ihrer aktuellen Videobotschaft an die
Bevölkerung sagte. Wir bräuchten in Deutschland dringend mehr
Wohnungen, faßte die Kanzlerin das Problem zusammen. Laut Merkel wird
die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß in den nächsten drei
Jahren 1,5 Millionen neue Wohnungen angeboten werden. Dafür daß
bezahlbarer Wohnraum für untere Einkommen zur Verfügung gestellt
wird, hält die Bundesregierung laut Merkel bis 2021 fünf Milliarden
Euro bereit. Auf dem Wohngipfel soll darüber gesprochen werden, wie
unter anderem der Bund Bauland zur Verfügung stellen kann und wie
Genehmigungsverfahren zu vereinfachen sind. Darüber hinaus will
Merkel die Rechte der Mieter stärken, ohne die Vermieter
unverhältnismäßig zu belasten. Die Länder sollen verpflichtet werden,
Bundesgelder für den sozialen Wohnungsbau nur noch zweckgebunden
auszugeben. Dem Mieterbund zufolge müßten jährlich rund 80.000
Sozialwohnungen zugebaut werden. Die Immobilienverbände sehen einen
Bedarf von 350.000 bis 400.000 neuen Wohnungen im Jahr.
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Wütende Flugreisende ließen ihre Autos auf der Autobahn stehen

Nachdem sie am Sonnabend rund drei Stunden in einem Stau auf der
Autobahn zwischen Bülach und dem Zubringer zum Schweizer Flughafen
Klothen festsaßen, ist einigen Autofahrern, die ihren Flug wohl auf
keinen Fall verpassen wollten, offenbar die Geduld ausgegangen. Wie
die Gratis-Zeitung Blick berichtete, ließen sie ihre Fahrzeuge einfach
auf dem Standstreifen stehen und machten sich mit ihrem Gepäck zu Fuß
Richtung Flughafen auf, der schon in Sichtweite vor ihnen lag.

Der Polizei zufolge hatte sich auf der Autobahn nördlich von Zürich
wegen Bauarbeiten ein sieben Kilometer langer Stau gebildet, der sich
nicht auflösen wollte. Doch dafür, daß eine Handvoll Menschen ihre
Autos einfach stehen ließen, hatte ein Polizeisprecher dennoch
keinerlei Verständnis. Das sei nicht nur gefährlich, sondern auch
verboten. Passiert sei zwar nichts, aber was soll aus den
zurückgelassenen Fahrzeugen werden?
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Große Protestkundgebung am Hambacher Forst

Am Hambacher Forst haben am Sonntag bis zu 6000 Menschen gegen die
Räumung des Waldes durch Polizei und die Braunkohleverstromung durch
RWE Power protestiert. Die am Donnerstag begonnene Räumung der seit
Jahren bestehenden Baumhäuser von Waldschützern und Umweltaktivisten
wurde am Sonntag fortgesetzt. Etwa 180 Menschen sollten sich dort
noch aufhalten. Polizei umstellte das Waldgebiet und hielt
Demonstranten davon ab, dieses zu betreten. Zahlreichen
Kundgebungsteilnehmern gelang es am Nachmittag, den Polizeikordon zu
durchbrechen. Einige Demonstranten hatten junge Bäume mitgebracht,
die sie auf bereits gerodeten Flächen pflanzen wollten. RWE Power
will in vier Wochen damit beginnen, die Hälfte der Bäume im Hambacher
Forst zu fällen, um Platz für das Abbaggern von Braunkohle im Tagebau
Hambach zu schaffen.
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Roboter helfen bei der Rettung des Great Barrier Reef

Australien geht mit Robotern gegen das Korallensterben im Great
Barrier Reef vor. Denn neben der Korallenbleiche, die bekanntlich dem
Riff zu schaffen macht, bedroht seit ein paar Jahren eine Invasion
von Dornenkronen-Seesternen das Ökosysteme. Doch es gibt Abhilfe. Wie
dpa meldete, haben Forscher der Queensland University of Technology
(QUT) sogenannte RangerBots in Zusammenarbeit mit Google und der
Great Barrier Reef Foundation entwickelt. Diese 15 Kilogramm schweren
und 75 Zentimeter langen Roboter können per Tablet durch komplexe
Korallenriffe navigiert werden, um dort Dornenkronen-Seesterne
aufzuspüren. Finden sie einen solchen, injizieren sie diesem Essig
oder Gallensalz, woran der Seestern zugrunde geht, während das Riff
selbst unversehrt bleibt.

16. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WIRTSCHAFT/7899: Märkte und Finanzen - 16.09.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7899: Märkte und Finanzen - 16.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Weltweit erster Brennstoffzellenzug in Dienst gestellt

Am Montag nehmen auf der Strecke Cuxhaven, Bremerhaven, Bremervörde
und Buxtehude zwei von Brennstoffzellen versorgte Züge ihren
regulären Verkehr auf. Premiere des weltweit ersten Zuges dieser Art
war am Sonntag.

Brennstoffzellen wandeln Wasserstoff aus mitgeführten Tanks plus
Luftsauerstoff in Wasser um und produzieren dabei Strom zum Betrieb
des Elektroantriebs der Züge. Diese können dann elektrisch Strecken
befahren, auf denen sonst nur Dieseltriebwagen verkehren, weil dort
keine Oberleitungen verlegt wurden.

Der Wasserstoff für den Regionalzug "Coradia iLint" wird vorerst aus
den Niederlanden bezogen. In Bremervörde soll eine Anlage zur
Produktion von Wasserstoff entstehen. Für die Wasserstoffgewinnung
wird Strom aus Kraftwerken benötigt. Im Prinzip kann der "Coradia
iLint" also mit Atomstrom oder Strom aus Braunkohle fahren. Die
Betreiber haben sich jedoch auf Ökostrom festgelegt.

Mit einer Füllung des Wasserstofftanks auf dem Dach des Zuges kommt
dieser rund 1000 Kilometer weit. Die Reichweite wird durch Akkus im
Boden des Zuges unterstützt, die überschüssigen Strom aus der
Brennstoffzelle sowie beim Bremsen aufnehmen und beim Beschleunigen
wieder abgeben. Damit erreicht der "Coradia iLint" eine
Höchstgeschwindigkeit von 140 Stundenkilometern.

Der Zug wurde von Alstom gebaut. Das Unternehmen wird in Salzgitter
bis Ende 2021 insgesamt 14 Brennstoffzellen-Züge für die
Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen (LNVG) bauen. Die Züge
werden von der Eisenbahnen und Verkehrsbetriebe Elbe-Weser GmbH (evb)
betrieben.

Die Züge vom Typ "Coradia iLint" sind in der Anschaffung teurer als
herkömmliche Züge. Der Nachteil soll sich aber bei einer vorgesehenen
Laufzeit von 30 Jahren bald amortisieren. Das Verkehrsministerium in
Hannover fördert die Anschaffung mit rund 81,3 Millionen Euro.
Theoretisch kann ein Brennstoffzellenzug zu einer Ersparnis von 700
Tonnen Kohlendioxidemission im Jahr führen.
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Neuer 8-Kern-Prozessor von Intel ist solide

Bislang hat Intel zu den Leistungsdaten des neuen 8-Kern-Prozessors
namens Core i7-9700K geschwiegen. Laut winfuture.de sollen sie aber
inzwischen im Netz aufgetaucht sein. Nach diesen soll der Prozessor
auf einen Basistakt von 3,6 GHz, einen 8-Kern-Boost von 4,6 und einen
Boost-Takt mit einem Kern von 4,9 GHz setzen. Allerdings soll im
Unterschied zu Intels Flaggschiff Core i9-9900K auf den Einsatz von
Hyper-Threading verzichtet werden. Daher können die acht Kerne des
Core i7-9700K nur über acht Threads verfügen. In der Folge ist die
Leistungssteigerung des Prozessors gegenüber vergleichbaren 8-Kerner
überschaubar.
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PRESSEKONFERENZ/1753: Kanzlerin Merkel, die Präsidentin Littauens und die Ministerpräsidenten Lettlands und Estlands, 14.09.18 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Vilnius - Freitag, 14. September
2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel, der litauischen Präsidentin
Dalia Grybauskaite, dem lettischen Ministerpräsidenten Maris Kucinskis und
dem estnischen Ministerpräsidenten Jüri Ratas

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P'in Grybauskaite: Zunächst möchte ich die Bundeskanzlerin und die
baltischen Ministerpräsidenten sehr herzlich in Litauen willkommen heißen.
Bei dem heutigen Treffen, dessen Ziel darin bestand, über eine doch sehr
komplizierte politische Jahreszeit der Europäischen Union zu sprechen,
haben wir uns mit den Herausforderungen befasst, denen sich Europa
gegenübersieht: mit dem Brexit, mit sicherheitspolitischen
Herausforderungen, mit dem mehrjährigen Finanzrahmen. Diese Themen haben
wir auf die Tagesordnung gesetzt. Denn darüber werden wir auch nächste
Woche sprechen. Ein informeller Europäischer Rat wird dann in Österreich
stattfinden.

Die Europäische Union muss mehr Verantwortung für ihre eigene Sicherheit
übernehmen. Das heißt, wir, die Mitglieder der Europäischen Union, müssen
weiterhin darauf hinarbeiten, globale Akteure zu bleiben. Das Potenzial
dazu haben wir, aber wir tragen auch die Verantwortung, dies umzusetzen. Es
liegt an uns, ob die geopolitischen Spannungen, die neu zu fassenden
internationalen Handelsregeln zu einer Krisensaison führen werden oder ob
es uns gelingen wird, unsere Region und auch Deutschland in eine friedliche
Zukunft zu führen. Wir sind zu vielen europäischen Fragen einer Meinung,
und wir sind bereit, die Verantwortung für die Zukunft Europas zu
übernehmen.

Zunächst zum Thema Sicherheit: Die Europäische Union muss mehr in ihre
eigene Sicherheit investieren. Dazu gibt es keine Alternative. Das liegt
auf der Hand, wenn man sich die geopolitische Lage vor Augen hält. Wir
müssen uns gegenüber den Bedrohungen aus dem Cyberraum und anderen
Sicherheitsgefährdungen zur Wehr setzen.

Der internationale Handel war das nächste Thema auf unserer Tagesordnung,
ein Thema, das Europa insgesamt betrifft. Die Europäische Union muss eine
Stimme haben, die Gehör erhält. Das ist nur möglich, wenn wir mit einer
Stimme sprechen. Der Erhalt unserer Einheit hat deshalb höchste Priorität.
Das wird die Tagesordnung Europas bestimmen.

Das dritte Thema auf der heutigen Tagesordnung war der Verlauf der
Verhandlungen über den neuen mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen
Union. Heute haben wir uns damit befasst und haben darüber gesprochen. Wir
befinden uns zurzeit in einer etwas komplizierteren Phase. Wir beginnen
nämlich mit der Phase, die zur Wiederwahl des Europäischen Parlaments
führen wird. Schwierigkeiten zeichnen sich dort auf unserem Weg ab, aber
wir alle wissen, dass wir uns einigen müssen, auch unter diesen widrigen
Umständen. Gleichzeitig sind wir uns der Tatsache bewusst, dass der Brexit
die Verhandlungen noch komplizierter macht. Die bevorstehenden
Parlamentswahlen werden natürlich auch Auswirkungen auf die Verhandlungen
haben.

Das vierte Thema auf der heutigen Tagesordnung ist ein ebenfalls sehr
kompliziertes Thema. Das ist das Thema der Migration und Zuwanderung. Wir
müssen hierbei eine geschlossene Reaktion seitens Europas zeigen. Zunächst
müssen wir Frontex stärken, damit Frontex tatsächlich in der Lage ist, die
Mitgliedsstaaten beim Schutz der Außengrenzen zu unterstützen. Wir müssen
aber auch versuchen, neue Vereinbarungen einzugehen, solche wie die
Vereinbarung mit der Türkei, die dann auch dazu führen, dass die EU
Drittländer durch finanzielle Hilfe unterstützt. Litauen ist zum Beispiel
ein Land, das sich sehr aktiv an vielen Hilfsprogrammen beteiligt.

Ein weiteres kompliziertes Thema ist das Thema, das ich eben schon
angesprochen habe, der Brexit. Auch damit haben wir uns heute befasst. Wir
sind uns der Tatsache nur zu gut bewusst, dass ein friedlicher Austritt
Großbritanniens aus der EU ohne negative Auswirkungen auf die
Mitgliedsstaaten der EU und auf Großbritannien kein einfaches Ziel ist.
Hierbei geht es auch um den Schutz der sozialen Errungenschaften und
dessen, was wir im Rahmen der Europäischen Union geschaffen haben. Dafür
müssen wir sehr starke Anstrengungen unternehmen und Lösungen für die
Schwierigkeiten finden.

Im Vereinigten Königreich gibt es dazu Diskussionen. Das macht die Position
der britischen Premierministerin nicht einfacher. Es wirkt sich auch auf
ihr Mandat aus. Aber auch wenn wir hier Verständnis zeigen, werden wir
dennoch versuchen, eine Lösung für das Brexit-Problem zu finden. Noch
einmal unterstreiche ich, dass wir hierbei eine Verantwortung tragen.

Erlauben Sie mir, die Bundeskanzlerin und die baltischen
Ministerpräsidenten noch einmal herzlich willkommen zu heißen. Unser Ziel
ist es, zusammenzuarbeiten, um ein zuversichtliches, selbstbewusstes und
kühnes Europa zu schaffen. Ich danke Ihnen.

BK'in Merkel: Sehr geehrte Präsidentin, liebe Dalia, und liebe Kollegen,
lieber Maris und lieber Jüri, ich freue mich, dass wir heute hier in Wilna
mit den Kollegen aus dem Europäischen Rat der drei baltischen Staaten
Lettland, Litauen und Estland zusammenkommen können. Mein Gruß gilt allen
Bürgerinnen und Bürgern in den Ländern anlässlich des hundertsten
Jahrestages der Erklärung der Unabhängigkeit. Das ist ein wichtiges, gutes
Jubiläum. Dass wir nach hundert Jahren alle gemeinsam Mitglieder der
Europäischen Union und Mitglieder der NATO sind, zeigt, was sich in Europa
verändert hat. Deshalb sind unsere bilateralen präche heute auch sehr
unauffällig verlaufen, weil wir alle sehr, sehr gute bilaterale Kontakte
haben: wirtschaftlich, kulturell, zwischen den Menschen unserer Länder,
aber eben auch politisch.

Deshalb war auch unser gemeinsames Mittagessen dadurch gekennzeichnet, dass
wir bei der Definition der Herausforderungen, vor denen wir stehen, die
gleiche Analyse teilen und dass wir auch alle gewillt sind, Verantwortung
zu übernehmen, um diese Herausforderungen zu bewältigen, weil wir alle uns
einig sind, dass nur ein starkes Europa seine Rolle in der Welt spielen
kann, dass nur ein starkes Europa auch seine Werte sichern kann und dass
wir auch nur gemeinsam einen Beitrag leisten können, um unsere Verteidigung
und unsere Sicherheit zu erreichen, sowohl mit dem Pfeiler der Europäischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik als aber auch als Element der
transatlantischen Partnerschaft.

Wir haben uns in der Tat auch im Angesicht des jetzt bald erfolgenden
informellen Gipfels in Salzburg über die von Dalia Grybauskaite genannten
Themen verständigt. Ich will auch von meiner Seite aus sagen, dass es vor
allem auch im Blick auf die europäischen Wahlen im Frühjahr des nächsten
Jahres darum geht, den Bürgerinnen und Bürgern in unseren Ländern deutlich
zu machen, dass Europa einen Mehrwert für unseren Wohlstand bedeutet, einen
Mehrwert für die Möglichkeit, bei Forschung, bei Entwicklung und in der
Wirtschaft leistungsfähige Unternehmen und leistungsfähige
Forschungsinstitutionen zu haben. Die Europäische Union hilft uns dabei,
uns im Niveau immer weiter anzunähern.

Deshalb hat natürlich die Frage, wie es mit den Finanzen nach 2020
weitergeht, eine zentrale Rolle gespielt. Wir wissen: Das wird nicht
einfach zwischen den Empfängerländern und den Nettozahlern. Aber alle vier,
die hier stehen, sind daran interessiert, dass wir möglichst viel
Berechenbarkeit, auch möglichst viel Kontinuität zwischen 2020 und 2021
haben. Denn und das ist so wichtig die Herausforderungen werden ja auch
dahingehend größer sein, dass Großbritannien ab 2021 nicht mehr in den
europäischen Haushalt einzahlen wird. Wir wollen gute, zuverlässige
Beziehungen zu Großbritannien. Wir wollen eine enge Zusammenarbeit auf den
Feldern der Sicherheits- und Verteidigungspolitik, und wir wollen natürlich
auch eine möglichst enge Zusammenarbeit zwischen den 27 Mitgliedsstaaten
der Europäischen Union und Großbritannien. Aber es liegt auch an
Großbritannien, in welcher Form es seine Beziehungen zur Europäischen Union
definieren will. Wir sind jedenfalls alle darin einig, dass wir auch vom
Stil und von der Atmosphäre der Verhandlungen her deutlich machen wollen,
dass Großbritannien zwar aus der Europäischen Union austritt, was wir
bedauern, dass aber Großbritannien unser Nachbar und ein Teil Europas
bleibt. In diesem Geiste werden wir die Verhandlungen durchführen.

Wir haben uns auch über das schwierige Thema der Migration unterhalten.
Hierbei gibt es eine große Übereinstimmung, insbesondere auch dabei, was
die Bekämpfung von Fluchtursachen und die Sicherung der Außengrenze
anbelangt. Wir haben heute mit allen Mitgliedsstaaten, die hier versammelt
sind, darüber gesprochen, dass die Außengrenze in Lettland, Estland und
Litauen eine ganz andere ist als die Außengrenze, über die wir meistens
sprechen, wenn es um die Meeresgrenzen im Mittelmeer geht, zum Beispiel in
Griechenland oder mit Blick auf Spanien und Italien. Insofern sind auch
Landgrenzen zu schützen. Auch hierbei wollen wir zusammenstehen. Denn auch
hierbei gibt es natürlich immer wieder Probleme, die bewältigt werden
müssen. Ein Grenzschutz ist ein wichtiger Teil für den Erhalt des 
Schengen-Raums, der uns ja so viele Freiheiten gibt.

Wir haben auch über unsere Entwicklung in der NATO gesprochen, über die
Verpflichtungen, die wir in diesem Zusammenhang haben. Wir haben auch über
die Situation in der Ukraine gesprochen. Wir alle wissen, dass das
Normandie-Format zwar nicht so weit vorangekommen ist, wie wir es uns
wünschen, dass aber der Friede und auch die Wiedergewinnung der
territorialen Integrität der Ukraine für uns alle, wie wir hier stehen, ein
ganz wichtiges Thema ist. Deshalb werden wir uns dem auch weiter
verpflichtet fühlen. Bevor das Minsker Abkommen nicht umgesetzt ist oder
wir wenigstens Fortschritte sehen, kann auch nicht darüber gesprochen
werden, dass die Sanktionen aufgehoben werden.

Das waren unsere Themen. Danke für die Gastfreundschaft. Danke, dass wir
die Gelegenheiten hier hatten. Noch einmal alles Gute für die nächsten
hundert Jahre, dann wirklich in Unabhängigkeit.

MP Kucinskis: Liebe Damen und Herren, das heutige Treffen war in der Tat
ein sehr wichtiges Treffen. Wir haben nicht nur im Rahmen der 3+1
zusammengesessen, sondern wir hatten auch bilaterale Begegnungen mit der
Bundeskanzlerin, die in der Tat sehr konstruktiv waren. Erlauben Sie mir zu
unterstreichen, dass die Bundesrepublik für uns ein wertvoller
strategischer Partner ist. Sowohl auf der bilateralen als auch auf der
europäischen Ebene, aber auch im Rahmen der NATO führen wir einen aktiven
Dialog mit der Bundesrepublik. Wir sind enge Handelspartner, wir tragen
gemeinsam Verantwortung für die Entwicklungen in der Ostseeregion.

Ihnen dürfte bekannt sein, dass wir regelmäßig zusammenfinden. Die drei
baltischen Staaten arbeiten sehr eng mit der Bundesrepublik zusammen, auch
im Rahmen des Europäischen Rates. Ich gehe sogar so weit, zu sagen, dass es
ein Segen ist, dass wir uns noch vor dem informellen Rat in Salzburg in
einem solchen Format wie heute zusammenfinden konnten. Für uns ist das eine
große Chance gewesen, über eine Reihe von Themen zu sprechen, die für die
hier vertretenen Staaten von großer Bedeutung sind. Das sind alles
Anliegen, die wir gemeinsam pflegen und haben und die die Zukunft der
Europäischen Union und die Sicherheitsfragen betreffen.

Vielleicht darf ich auch mit der EU beginnen. Die rechtzeitige
Verabschiedung des mehrjährigen Finanzrahmens liegt uns allen am Herzen. Da
müssen wir uns natürlich auch an den Zeitrahmen halten. Wir sind, was den
Vorschlag der Kommission anbetrifft, nicht zufrieden, vor allem, was die
Kohäsionsmittel betrifft. Wir werden keine Mittel und Wege scheuen, wenn es
darum geht, dafür zu sorgen, dass die Fragen adäquat gelöst werden.

Es ist bereits gesagt worden, dass Deutschland ein Schlüsselpartner ist,
was den Handel mit Lettland betrifft; unser Handel wächst beständig.
Erlauben Sie mir aber auch herauszustreichen, dass wir noch sehr viel mehr
zusammenarbeiten könnten, wenn es zum Beispiel um die sich neu
herausbildenden Technologien geht oder wenn es darum geht, eine
datengetriebene Verwaltung zu schaffen. Im Bereich der Volkswirtschaft
Smart Energy, Smart Economy gibt es viele Bereiche, in denen das Potenzial
für die Zusammenarbeit noch enorm ist. Das gilt auch für die Unternehmen,
aber auch für die Universitäten und Forschungseinrichtungen. Wir freuen
uns, dass die Vertreter des öffentlichen und privaten Sektors der
Bundesrepublik regelmäßig in die baltischen Staaten reisen, etwa zum
baltischen digitalen Forum, das ja Ende September wieder stattfinden wird.
Die Ministerpräsidenten der baltischen Staaten werden sich zur Vorbereitung
dieses Forums demnächst in Estland zusammenfinden.

Heute hatten wir in der Tat einen Tag der sehr konstruktiven Diskussionen
und Gespräche.

MP Ratas: Frau Präsidentin Grybauskaite, Frau Bundeskanzlerin Merkel, Herr
Ministerpräsident Kucinskis, meine Damen und Herren Journalisten!

Dalia, zunächst möchte ich dir sehr herzlich für die Gastfreundschaft
danken. Wir haben uns hier wirklich wie Freunde gefühlt. Wir sind hierhin,
nach Wilna, nach Litauen gekommen. Das tun wir ja häufiger, und das fühlt
sich gut an. Ein bisschen ist das, als wäre man hier schon bei sich zu
Hause, und dafür danke ich Ihnen.

Auch Ihnen, Frau Bundeskanzlerin, dir, Angela, möchte ich sehr herzlich
danken für dieses Vierertreffen. Meiner Meinung nach ist das Ausdruck der
Tatsache, dass wir doch sehr eng zusammenarbeiten, dass wir ähnliche
Auffassungen haben, dass wir uns untereinander gut verständigen können ob
wir nun über bilaterale Fragen, über EU-Fragen oder über NATO-Themen
sprechen. Nehmen wir einmal den Verteidigungsbereich: Deutschland ist jetzt
zum neunten Mal an der Air-Policing-Mission in den baltischen Staaten
beteiligt. Das macht deutlich, wie wichtig der Beitrag Deutschlands für
dieses Land ist, und dafür möchte ich Ihnen sehr herzlich danken.

Ich freue mich auch, dass wir die Gelegenheit hatten, vor dem informellen
Rat in Salzburg über wichtige europapolitische Fragen zu sprechen, so zum
Beispiel über Fragen, die im Zusammenhang mit dem Brexit stehen. Wir haben
hier außerdem über wichtige Fragen im Bereich der Außen- und
Sicherheitspolitik gesprochen, so auch über Fragen, die die Unterstützung
der Ukraine anbetreffen. Was den Brexit anbetrifft, so stimme ich Angela
zu: Es ist sehr wichtig, über all die Themen offen zu diskutieren. Wir
wollen ja enge Beziehungen und eine enge Zusammenarbeit mit dem Vereinigten
Königreich, heute wie auch in der Zukunft. Bei unserem heutigen Treffen
sind die Gespräche sehr angenehm verlaufen. Die internen Sicherheits- und
Zollsysteme sollen auch so glatt wie möglich funktionieren, damit wir
miteinander Handel treiben und Sicherheitsfragen gemeinsam lösen können.

Was die Frage der Migration anbetrifft, so ist das ein sehr schwieriges und
heikles Thema. Wir können diese Menschen nicht allein ihrer Not überlassen
und ihnen den Rücken zuwenden. Aber nur jene Menschen können in der EU
bleiben, die auch einen Anspruch darauf haben. Deshalb sollten wir mit den
Staaten Afrikas zusammenarbeiten. Sie mögen zwar geografisch weiter
entfernt sein, aber in vielerlei Hinsicht sind wir dennoch enge Partner,
etwa wenn es um Fragen der Migration geht oder wenn es um Fragen der
Bekämpfung des Terrorismus geht. Auch im Bereich der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit und der Innovation arbeiten wir zusammen. Letztes Jahr hatte
ich das Vergnügen und die Ehre, eine Vereinbarung zum Thema E-Government zu
unterzeichnen, und bei einem bilateralen Treffen mit der Bundeskanzlerin
hatte ich Gelegenheit, darüber zu diskutieren, wie Estland und Deutschland
digitale Brücken in Afrika bauen könnten. Eine gute Zusammenarbeit in
Afrika ist für Estland nichts Neues. Unsere Verteidigungskräfte haben mit
der deutschen Bundeswehr in Ländern wie zum Beispiel Mali
zusammengearbeitet.

Estland und Deutschland werden von dem allgemeinen Erfahrungsaustausch
voranschreiten in den Bereich der Überlegung und Erwägung konkreter
Projekte der Zusammenarbeit. Es ist schön, dass wir uns aufeinander
verlassen können ob es darum geht, das Minsker Abkommen umzusetzen oder ob
es um die östliche Partnerschaft geht. Ich danke Ihnen.

Frage: An die Bundeskanzlerin: Gestern hat der amerikanische
Energieminister gesagt, dass die Vereinigten Staaten gegebenenfalls
Sanktionen gegen das Nord-Stream-2-Projekt ergreifen könnten. Wie stehen
Sie zu dieser Drohung? Frau Bundeskanzlerin, Ihre Stimme ist deutlich. Was
sagen Sie angesichts der Kritik an diesem Projekt?

Merkel: Ich kenne diese Kritik; auch hier in den drei baltischen Ländern
wird dieses Projekt ja sehr kontrovers diskutiert. Wir haben in Deutschland
eine diversifizierte Energiepolitik: Wir beziehen Erdgas aus Russland, wir
beziehen Erdgas aus Großbritannien, Norwegen und auch den Niederlanden.
Angesichts der Ziele, die wir im Zusammenhang mit der Klimapolitik
erreichen müssen, werden wir auch unseren Erdgasbedarf eher vergrößern. Das
Nord-Stream-2-Projekt ist deshalb eines, das ich für sinnvoll halte. Es
gibt eine Implikation, die mir sehr wichtig ist, nämlich dass die Ukraine
auch weiter Transitland bleibt. Ich bin sehr dankbar, dass Kommissar
Sefcovic an dieser Stelle auch Verhandlungen mit der Ukraine und mit
Russland führt, um genau diesen Punkt zu sichern. Wir haben ja heute schon
Nord Stream 1, wir werden dann gegebenenfalls Nord Stream 2 haben, und wir
werden dann mit großer Wahrscheinlichkeit auch noch Turkstream haben, also
den südlichen Korridor. Die Ukraine muss trotzdem ein Transitland bleiben,
und darüber wird gesprochen. Das sind jetzt erst einmal die
Rahmenbedingungen. Der Dissens ist nicht neu.

Grybauskaite: Wir haben uns mit diesem Thema natürlich auch in unserem
bilateralen Gespräch befasst. Unsere Position dazu ist allen gut bekannt.
Wir sehen es als ein geopolitisches und nicht als ein wirtschaftliches
Projekt an. Für uns ist das nicht ein Energieprojekt. Unsere Position hat
aber damit zu tun, dass wir hier schlechte Erfahrungen gemacht haben. Wir
wissen, was es bedeutet, wenn man von einem einzigen Energielieferanten
abhängt, der Russland heißt. Deshalb bemühen wir uns darum, unsere
Energieversorgung zu diversifizieren. Wir haben deshalb unser eigenes
Terminal für Flüssiggas eingerichtet. Deutschland arbeitet auch an einem
solchen Terminal, das es demnächst eröffnen wird. Die Bundesrepublik bemüht
sich auch darum, ihre Energieversorgung zu diversifizieren, damit sie nicht
von einem einzigen Lieferanten abhängig wird. Unsere Position zu dieser
Frage bleibt unverändert.

Ich habe mich gefreut, zu hören, dass die Bundesrepublik dafür ist, dass
man die Transitroute durch die Ukraine offenhält, also die Ukraine als
Transitland wahrt. Leider hängt Deutschland in dieser Frage nicht von uns
ab. Unser Ansatz gegenüber diesem Projekt hat mit unseren historischen
Erfahrungen zu tun, und ich glaube, wir sind ein gutes Beispiel für ganz
Europa, wenn es darum geht, Energieversorgung zu diversifizieren, damit man
in Energiefragen unabhängiger wird.

Frage: Ich hätte auch noch einmal eine Frage zu Russland. Frau
Bundeskanzlerin, täuscht der Eindruck, dass es in letzter Zeit zu einer
Intensivierung der Kontakte zwischen Deutschland und Russland gekommen ist?
Das Thema Nord Stream kam gerade auf. Aber Russland wünscht sich
beispielsweise auch Hilfe beim Wiederaufbau in Syrien.

An die baltischen Kollegen: Von Ihnen möchte ich gerne wissen, wie diese
Intensivierung der Kontakte zwischen Deutschland und Russland gesehen wird.

Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie noch eine andere Frage zur Innenpolitik in
Deutschland erlauben: Es gibt gerade eine sehr große Diskussion um den
Verfassungsschutzchef, Herrn Maaßen. Wie ist jetzt die Lage der Großen
Koalition nach dem Treffen von gestern Abend? Halten Sie Herrn Maaßen
weiterhin für den richtigen Mann auf seiner Position?

Merkel: Um mit dem Zweiten zu beginnen, kann ich Ihnen sagen, dass die
Gespräche am Dienstag fortgesetzt werden. Eines kann ich aber heute schon
sagen: So wichtig wie die Position des Präsidenten des
Bundesverfassungsschutzes auch ist, so klar ist auch, dass die Koalition an
der Frage des Präsidenten einer nachgeordneten Behörde nicht zerbrechen
wird.

Was die Frage der Intensivierung der Kontakte mit Russland anbelangt, so
haben wir immer wieder Kontakte gesucht. Ich habe immer wieder darauf
geachtet, dass auch in den Zeiten der größten Kontroversen
Gesprächsfähigkeit bestand. Wir haben uns auch regelmäßig mit den Kollegen
im Europäischen Rat darüber ausgetauscht. Denn bestimmte Konflikte wird
man, ohne miteinander zu sprechen, nicht lösen können. Das war auch die
Grundlage des Minsker Abkommens, und so sind die Kontakte auch jetzt
fortgesetzt worden.

In der Tat ist natürlich die Lage in Syrien ein weiteres Thema neben dem
Thema der Ukraine und anderen geopolitischen Herausforderungen. Aber das
bedeutet ja nicht, dass wir etwa in allen Fragen einer Meinung wären,
sondern es gibt erhebliche Divergenzen, es gibt erhebliche Unterschiede. Es
gibt auch gemeinsame Positionen, zum Beispiel das Verweilen im JCPoA, also
in dem iranischen Nuklearabkommen.

Ansonsten muss ich leider konstatieren, dass trotz der vielen Gespräche im
Minsker Prozess noch keine substanziellen Fortschritte gelungen sind, und
das ist keine gute Nachricht.

Ratas: Ich bin der Auffassung, dass die Frage des Journalistin sich an die
Bundeskanzlerin richtete.

Zunächst möchte ich sagen, dass wir natürlich mit Russland sprechen müssen,
und ich stimme Angela Merkel auch zu in dem, was sie gesagt hat. Wir müssen
im Gespräch bleiben, wenn es um Fragen geht, die wichtig für die
Europäische Union sind, wie die Bundeskanzlerin das ja auch betont hat. Die
Minsker Vereinbarung und das Normandie-Format sind Ansätze, wo wir ja alle
letztendlich positive Fortschritte verzeichnen wollen.

Kucinskis: Ich kann ebenfalls bestätigen, dass wir heute in der Tat über
all die Themen gesprochen haben, die Sie angesprochen haben. Wir haben über
Syrien gesprochen, wir haben über die Ukraine gesprochen, wir haben über
die Beziehung zur Ukraine gesprochen, auch im Zusammenhang mit den
Sanktionen, die gegen Russland verhängt wurden. Unsere gemeinsame Position
hat sich ja auch nicht verändert, sie ist unverändert, so wie von der EU
dargelegt. Wir sind der Auffassung, dass die Minsker Vereinbarungen
umgesetzt werden müssen, bevor Sanktionen aufgehoben werden können. Die
Tatsache, dass die Bundesrepublik ihre Verhandlungen und Gespräche mit
Russland fortführt, um Fortschritte in diesen Bereichen zu erzielen, ist
etwas, was wir begrüßen. Jedes Land sollte sich bemühen, auf diesem Weg
Fortschritte zu erzielen.

Grybauskaite: Die geopolitischen Herausforderungen, denen wir uns in der
Welt gegenübersehen, sind dergestalt, dass wir uns um Gespräche mit unserem
Gegner bemühen müssen. Wir können ja nicht so tun, als würden die Probleme,
denen wir uns gegenübersehen, nicht existieren. Es ist wichtig, dass wir im
Gespräch bleiben und das Gespräch mit den anderen suchen, denn sonst wären
die Auswirkungen noch viel schwerwiegender. Wir erleben Kriege in Ländern
wie Syrien und an anderen Orten der Welt, wir verstehen also nur zu gut,
dass die Kommunikation notwendig ist. Und wir vertrauen der Bundesrepublik
und der Bundeskanzlerin voll und ganz. Sie wird die Interessen Europas nie
verraten, und sie wird immer auf eine ehrliche und ausgewogene Art und
Weise die Interessen Europas und die Interessen Litauens vertreten.

Frage: Eine Frage an die Bundeskanzlerin zum Thema der Migrationspolitik
Europas: Glauben Sie, dass die Entscheidungen, die bisher gefällt wurden,
die Ursache für den Aufschwung, das Steigen der Unterstützung von
rechtsextremen Bewegungen überall in Europa sind?

Merkel: Ich glaube, dass dies einfach eine Herausforderung ist, der wir uns
stellen müssen. Und wir haben seit dem Jahr 2015, in dem besonders viele
Flüchtlinge aus Syrien und Irak kamen, daraus schon sehr viel gelernt. Wir
haben das Schengen-System eingeführt und uns nicht ausreichend um den
Außengrenzschutz gekümmert. Die Gründung von Frontex ist eine wichtige
Antwort, aber vor allen Dingen die Erkenntnis, dass wir unsere Politik mit
Afrika verstärken müssen, auch das EU-Türkei-Abkommen zum Beispiel, dass
wir der Türkei, die drei Millionen syrische Flüchtlinge beherbergt,
finanziell helfen müssen: Das sind alles Schritte, die notwendig waren.

Ansonsten kann man solchen Herausforderungen nicht aus dem Wege gehen. Der
Bürgerkrieg in Syrien ist nicht sozusagen durch uns entstanden, sondern er
ist entstanden wegen einer Diktatur. Es hat sich der "Islamische Staat"
herausgebildet, der musste bekämpft werden, und das hat eben viele Menschen
dazu veranlasst, ihre Heimat zu verlassen. Wir wissen heute, dass wir uns
besser um die Situation in den Flüchtlingslagern vor Ort kümmern müssen.
Diese Lehren müssen wir beherzigen und in der Richtung auch immer weiter
arbeiten.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie werden sich gleich mit den deutschen
Soldaten, die im Rahmen der Enhanced Forward Presence stationiert sind,
treffen. Wie real ist für Sie die Bedrohung, die Russland für die
baltischen Staaten darstellt?

Merkel: Nach dem, was ich in der Ukraine erlebt habe, glaube ich, war es
eine richtige Schlussfolgerung der NATO, zu sagen: Wir müssen uns wieder
stärker auf die Bündnisverteidigung konzentrieren. - Und das bedeutet
natürlich auch Konzentration auf alle Teile der NATO und deshalb eben auch
auf die baltischen Länder. Da ist das die entsprechende Schlussfolgerung.
Und da wir diese Einschätzung, dass die Bündnisverteidigung an Gewicht
gewonnen hat, teilen, konnte und wollte Deutschland nicht abseits stehen,
sondern ist in dieser Situation Rahmennation und ist jetzt in Litauen
präsent. Deshalb gehe ich jetzt auch sehr gerne zusammen mit der
Präsidentin die Soldatinnen und Soldaten besuchen. Es ist unser Beitrag
dazu, dass die NATO ihre Bündnisverteidigung stärkt.

Freitag, 14. September 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1752: Statements von Kanzlerin Merkel und der litauischen Präsidentin Grybauskaite, 14.09.18 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Vilnius - Freitag, 14. September 2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und der litauischen
Präsidentin Dalia Grybauskaite

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P'in Grybauskaite: (auf Englisch) Ich möchte die Frau Bundeskanzlerin ganz
herzlich in Litauen begrüßen. Das ist schon das dritte Mal. Vor einiger
Zeit waren Sie in Litauen. Doch, wir sind sehr offen, auch auf der
internationalen Ebene. Wir begrüßen Sie und Ihre Delegation ganz herzlich
bei uns.

Ich wurde informiert, dass Ihr Bild vor dem Flughafen aufgehängt wurde. Das
war nicht unsere Initiative, sondern das war eine Initiative eines
Unternehmens. Das heißt, die Menschen verstehen, wie wichtig Sie für uns
sind und dass Deutschland unser Partner und unser Alliierter ist. Und jetzt
spreche ich Litauisch.

(auf Litauisch) Es freut mich sehr, dass wir die Bundeskanzlerin jetzt in
Litauen begrüßen dürfen. Wir verspüren fast immer Ihre Freundschaft und Ihr
Engagement. Es ist sehr symbolisch, dass ausgerechnet in Deutschland, in
seinen Archiven, unsere Unabhängigkeitserklärung aufbewahrt und sie dann an
Litauen übergeben wurde. Ich bedanke mich dafür ganz herzlich bei
Deutschland und seinen Menschen.

Wir pflegen jetzt besondere Beziehungen mit Deutschland. Ich denke, das ist
die erfolgreichste Etappe in unserer Geschichte, in unserer gemeinsamen
Geschichte, würde ich sagen. Wirtschaftlich ist Deutschland unser
wichtigster Partner. Deutschland ist ein großer Investor in Litauen. Dabei
belegt Deutschland den zweiten Platz. Die Investitionen betragen sehr große
Summen. In Litauen gibt es schon 465 deutsche Unternehmen. Etwa eine
Milliarde Euro wurde von Deutschland in Litauen investiert.

Vor einigen Jahren, vor zwei Jahren, wurden auch besondere Beziehungen
aufgenommen, nämlich im Bereich der Verteidigung. Ich bin stolz darauf,
dass die Vornepräsenz der NATO in Litauen stationiert wurde und Deutschland
als Rahmennation auftritt und dass Frau Bundeskanzlerin diese Entscheidung
persönlich getroffen hat. Das ist eine große Unterstützung, eine
Abschreckung und eine Demonstration dessen, dass die NATO-Partner die
Bedeutung der Abschreckung verstehen und mit uns Seite an Seite stehen.

Abgesehen von der Zusammenarbeit im Bereich der Verteidigung, arbeiten wir
ganz eng auf der europäischen Ebene zusammen. Wir sind meistens einer
Meinung zu unterschiedlichen Fragen. Momentan bereiten wir uns auf die
Verhandlungen über den mehrjährigen Finanzrahmen vor. Wir verstehen, dass
diese Vereinbarung schon in dieser Legislaturperiode erreicht werden muss.
Wir sind bereit, zu verhandeln. Wir pflegen unsere Interessen und haben
unsere Bedenken. Doch wir versuchen jetzt in unseren Gesprächen, diese
Bedenken darzulegen und eine Einigung zu erzielen.

Litauen genauso wie die ganze Region hat unterschiedliche Interessen im
Energiebereich, zum Beispiel was die Synchronisierung der Netzwerke, Rail
Baltica und andere Fragen betrifft. Darüber werden wir uns beraten. Wir
sprechen nicht nur über den finanziellen Rahmen. Wir sprechen auch über die
finanzielle und wirtschaftliche Perspektive. Wir schneiden unterschiedliche
Themenbereiche an, nämlich Migration, internationalen Handel. Wir wollen
diese Probleme gemeinsam mit Deutschland anpacken.

Europa sollte mehr Verantwortung für seine Sicherheit und für die
Führungsrolle auf der Welt übernehmen. Deutschland und Frau Bundeskanzlerin
sind sich dieser Führungsrolle bewusst. Von ihnen ist unsere Zukunft
abhängig. Wir sind bereit, uns bei der Lösung unserer unterschiedlichen
Probleme im europäischen Bereich anzuschließen.

BK'in Merkel: Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Dalia Grybauskaite, ich
freue mich, heute wieder einmal hier zu sein und kann fast gar nicht
fassen, dass ich schon acht Jahre nicht mehr in Wilna war. Aber deshalb bin
ich umso lieber wieder hergekommen, natürlich auch aus dem Anlass, dass die
Bürgerinnen und Bürger Litauens die 100 Jahre der Ausrufung der
Unabhängigkeit Litauens feiern. Dazu möchte ich allen Bürgerinnen und
Bürgern Ihres Landes ganz herzlich gratulieren. Für uns war es auch eine
sehr bewegende Sache, dass wir das dazugehörige Dokument an Litauen
übergeben konnten. Das steht für unsere engen freundschaftlichen
Beziehungen, sowohl was die bilateralen Beziehungen, aber auch was die
Diskussionen über internationale Themen anbelangt.

Symbol dieser engen Beziehungen ist auch aus deutscher Perspektive die
Anwesenheit deutscher Soldatinnen und Soldaten. Als Rahmennation steht
Deutschland zur Verfügung, um die Forward Presence der NATO hier in Litauen
deutlich zu machen. Neben dem Air Policing ist das natürlich ein weiterer
wichtiger Schritt. Ich freue mich, dass wir heute auch die Soldatinnen und
Soldaten besuchen und damit auch zeigen werden, wie wir ihre Arbeit
schätzen.

Wir freuen uns, dass es eine Vielzahl deutscher Unternehmen gibt, dass
gerade gestern wieder eine wichtige Einweihung begangen werden konnte und
dass damit Arbeitsplätze entstehen. Das steht auch für die enge
Verflechtung unserer Wirtschaften. Aber es steht, denke ich, auch dafür,
dass junge Menschen gerade in Litauen durch gute berufliche Ausbildung eine
Chance haben, ihr Leben in diesem Lande zu gestalten. Wo immer sich weitere
wirtschaftliche Kontakte ergeben, wird das natürlich politisch auch
ausgesprochen unterstützt. Wir haben aber auch enge kulturelle Beziehungen,
und die Völker sind einander eng verbunden.

Wir diskutieren, wie gesagt, auch die internationalen Herausforderungen.
Das wird heute natürlich auch unsere bilateralen Gespräche bestimmen. Wir
arbeiten sehr, sehr eng in der Europäischen Union zusammen, auch bei den
schwierigen Themen wie zum Beispiel beim Thema der Migration, aber auch bei
den Fragen der inneren Sicherheit, bei der Frage, wie wir Forschung nach
vorn bringen können, damit Europa ein moderner und wirtschaftsstarker
Kontinent bleibt, bei der Frage des Multilateralismus in den verschiedenen
Bereichen, bei der Frage des Handels, auch gerade in schwierigen Gesprächen
mit den Vereinigten Staaten von Amerika.

Insofern freue ich mich jetzt auf die anstehenden Gespräche. Denn Litauen
ist ein wichtiger Partner, und, liebe Dalia, Du bist in den europäischen
Diskussionen immer auch eine große Autorität, wenn einmal etwas
geradezurücken ist. Insofern herzlichen Dank dafür.

Ich freue mich natürlich, dass wir heute auch die Gelegenheit haben werden,
die Ministerpräsidenten aus den anderen Ländern Estland und Lettland hier
begrüßen zu können. Danke, dass Du sie für später auch eingeladen hast.

Aber jetzt sage ich noch einmal: Herzlichen Dank für das Willkommen hier in
Wilna, in Litauen. Ich freue mich, wieder hier zu sein. Unsere bilateralen
Beziehungen werden durch diesen Besuch noch einmal gestärkt und gekräftigt.
Herzlichen Dank!

Freitag, 14. September 2018

 * 
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ASYL/1305: Bleiberechtsinitiative Schleswig-Holsteins unterstützen (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 13. September 2018

Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert Landesregierung auf, 

Bleiberechtsinitiative Schleswig-Holsteins zu unterstützen



Der Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert die niedersächsischen
Regierungsfraktionen und die Landesregierung auf, sich konstruktiv in die
anstehenden Gespräche um eine Verbesserung der Bleiberechtsregelungen für
geduldete Menschen im Bundesrat einzubringen. "Die gegplante Initiative
Schleswig-Holsteins für bessere Bleiberechtsregelungen sollte im
Niedersächsischen Landtag fraktionsübergreifend Unterstützung finden. Die
Legalisierung des Aufenthalts von langzeitgeduldeten Menschen, darunter
viele Kinder und Jugendliche, ist im Interesse von Land und Kommunen,
Politik und Gesellschaft", erklärt Sebastian Rose vom Flüchtlingsrat
Niedersachsen.

Jugendliche, die als (unbegleitete) Minderjährige eingereist sind, werden
bei derzeitiger Gesetzeslage viel zu oft von den Bleiberechtsregelungen
ausgeschlossen, weil sie das bisherige Maximalalter von 21 Jahren bereits
überschritten haben. Erfolgreich durchlaufene Integrationsschritte wie
Schulabschlüsse, absolvierte Sprachkurse oder Weiterqualifizierungen werden
dann aufenthaltsrechtlich gar nicht mehr berücksichtigt, die Abschiebung
droht. Die Ausweitung der Bleiberechtsregelung auf das 27. Lebensjahr wäre
auch unter Berücksichtigung des SGB VIII sinnvoll, das eine
Fördermöglichkeit in Ausnahmefällen bis zum 27. Lebensjahr vorsieht. Eine
Abstimmung der aufenthaltsrechtlichen Regelungen mit dem Schutz- und
Entwicklungsrecht aus der Kinder- und Jugendhilfe wäre demenstprechend
sinnvoll und notwendig. Gerade in der sensiblen Phase des Erwachsenwerdens
sind Bleiberechtsperspektiven ein entscheidender Faktor, um
Integrationsbemühungen und die Fortsetzung der (Aus-)Bildungswege zu
fördern und zu bestärken.

"Die Landesregierung hat wiederholt betont, dass sie großes Interesse daran
habe, Personen eine langfristige Aufenthaltsperspektive zu bieten, die
während eines langjährigen Aufenthaltes gute Integrationsleistungen
erbracht haben. Niedersachsen sollte daher gemeinsam mit dem Nachbarn aus
Schleswig-Holstein vorangehen und im Bundesrat für Mehrheiten für dieses
Vorhaben werben", so Rose abschließend.

Im Juli 2018 hatte sich der Flüchtlingsrat Niedersachsen an die vier
Landtagsfraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/ Die Grünen und FDP gewendet
und eine Unterstützung des Schleswig-Holsteiner Vorhabens gefordert. Von
Seiten der SPD-Fraktion sowie der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen hat der
Flüchtlingsrat Niedersachsen bereits positive Rückmeldungen erhalten.


Hintergrund:

Der schleswig-holsteinische Landtag hat Anfang Juli 2018 einen Beschluss
für eine Bundesratsinitiative zur Verbesserung der Bleiberechtsregelungen
im Aufenthaltsgesetz gefasst (Landtags-Drucksache S-H 19/829). Die dortigen
Jamaika-Koalitionsfraktionen fordern mit ihrem Beschluss ihre
Landesregierung auf, eine Bundesratsinitiative einzubringen, um den Kreis
der potentiell Anspruchsberechtigten nach § 25a und § 25b
AufenthG zu erweitern. Dazu soll die Regelung in § 25b AufenthG so
ergänzt werden, dass jungen Erwachsenen bis zur Vollendung des 27.
Lebensjahres ein Bleiberecht gewährt werden kann, wenn sie die
Voraussetzungen des § 25a Abs. 1 AufenthG für ein Bleiberecht
erfüllen, wobei ein Antrag auf Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 27.
Lebensjahres gestellt werden muss. Bisher steht diese Regelung nur bis zur
Vollendung des 21. Lebensjahres offen.

Auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen diskutiert der
Niedersächsische Landtag am 14. September 2018 erstmals den
Entschließungsantrag "Bleiberechtsregelung verbessern - echte Perspektiven
für integrierte junge Menschen schaffen". Darin wird der Niedersächsische
Landtag aufgefordert, den Beschluss aus Schleswig-Holstein und die daraus
folgende Bundesratsinitiative zu unterstützen.

Zum 28.02.2018 lebten über 5.500 Personen vier Jahre oder länger geduldet
in Niedersachsen (sh. Landtags-Drucksache 18/886, Antwort auf Frage 1d),
darunter viele Kinder und Jugendliche. Zum gleichen Stichtag lebten
insgesamt über 5.600 Minderjährige geduldet in Niedersachsen. Hinzu kamen
rund 2.500 Personen im Alter von 18 bis 25 Jahren.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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NAHOST/1619: Irak - Washingtons Intrigen fliegen auf ... (SB)


Irak - Washingtons Intrigen fliegen auf ...



Der Irak kommt immer noch nicht zur Ruhe. Auf die Parlamentswahlen im
Mai folgte ein monatelanges Ringen um die Bildung einer neuen
Regierung. Anfang September schien die Einigung in Sicht. Doch dann
kam es in der südlichen Hafenmetropole Basra zu tagelangen
gewalttätigen Massenprotesten wegen Korruption sowie Mangels an Strom
und sauberem Trinkwasser. Die Proteste werden Haider Al Abadi eine
zweite Amtszeit als Premierminister kosten. Abadi, der 2014 nach der
Eroberung Mossuls durch den Islamischer Staat (IS) Nuri al Maliki als
Regierungschef ablöste, hat zwar erfolgreich den Kampf gegen die
sunnitische "Terrormiliz" angeführt, sich jedoch als unfähig erwiesen,
die sozialen Probleme des Landes zu lösen. Seine Versprechen auf
großangelegte Entwicklungsprojekte, um das verwahrloste und
heruntergekommene Basra wieder zum Venedig des Orients zu machen,
haben sich nicht einmal in Ansätzen erfüllt.

Ursprünglich wollten die drei erfolgreichsten politischen
Gruppierungen bei den Wahlen eine große Mehrparteienkoalition bilden.
Beim Urnengang in Front lagen erstens die "Allianz der Revolutionäre
für Reform", auch "Al Sairun" ("Die Marschierer") genannt, ein Bündnis
zwischen der Al-Ahrar-Partei des einstigen schiitischen
"Radikalpredigers" Muktada Al Sadr mit den irakischen Kommunisten;
zweitens die von Kommandeuren der 2014 zur Zurückschlagung des IS
gegründeten, überwiegend schiitischen Volksmobilisierungskräfte wie
Hadi Al Ameri gegründete Allianz Al Fatah (Eroberer); und drittens
Abadis Gruppierung Nasr Al Irak (Irakischer Sieg). Nach den
Ereignissen in Basra werden zwar Al Sairun und Al Fatah die
Regierungsarbeit gemeinsam aufnehmen, doch ob mit der Hilfe von Nasr
Al Irak oder vielleicht statt dessen von anderen kleineren Fraktionen
muß sich noch zeigen.

Nach dem jüngsten Machtwort von Großajatollah Ali Al Sistani, dem
geistigen Oberhaupt der irakischen Shiiten, wird Abadi der neuen
Administration nicht mehr angehören. In seiner Freitagspredigt vom 7.
September hat Sistani die Bildung einer Regierung ohne diejenigen
politischen Persönlichkeiten, die für die aktuelle miserable soziale
und wirtschaftliche Lage im Irak verantwortlich sind, angekündigt.
Irakischen Medienberichten zufolge hat der 88jährige Geistliche sein
Veto gegen eine Vergabe des Postens des Premierministers an Al Abadi,
Al Maliki, den ehemaligen Leiter der Volksmobilisierungskräfte Falih
Alfajjad, Al-Fatah-Chef Al Ameri und Al Malikis ehemaligen Stabschef
Tarik Al Nadschim eingelegt.

Sistani hatte die Proteste in Basra, als sie im Juli begannen,
ursprünglich unterstützt und für berechtigt erklärt, doch zuletzt
haben diese eine Wendung genommen, die ihm und Al Sadr nicht ganz
geheuer sein kann. Nachdem in der ersten Septemberwoche rund 30.000
Menschen an unsauberem Wasser erkrankt waren, kam es in Basra zu
schweren Ausschreitungen mit mehr als zwölf Todesopfern. Die
Demonstranten verwüsteten die Büros mehrerer politischen Parteien,
stürmten das iranische Konsulat und brannten es nieder, verbrannten
öffentlich Bilder von Großajatollah Ali Khamenei und Qassem Soleimani,
dem Chef der Al-Quds-Brigade der iranischen Revolutionsgarde und
skandierten Teheran-feindliche Parolen. Nur durch beherztes Eingreifen
und die Verhängung einer vorübergehenden Ausgangssperre konnte die
irakische Armee die Lage wieder halbwegs normalisieren.

Kritische Beobachter vermuten, daß die USA die Probleme im Irak
instrumentalisieren, um den Einfluß des Irans im Zweistromland
zurückzudrängen. Im Mai hatte US-Präsident Donald Trump einseitig das
2015 von der Vorgängerregierung Barack Obamas mit dem Iran
geschlossene Atomabkommen aufgekündigt. Anfang Juli, mitten in der
sommerlichen Hitzewelle, brachen in Basra die Proteste gegen die
Stromknappheit aus. Zuvor hatte der Iran die Menge Strom, die seine
Kraftwerke an die Region um Basra liefern, mit der Begründung
gedrosselt, die irakische Zentralregierung in Bagdad sei mit ihren
Zahlungen in einer Höhe von 1,5 Milliarden Dollar im Verzug. Während
sich Saudi-Arabien, Irans größter Feind und Amerikas großer Freund am
Persischen Golf, offiziell als Stromlieferant anbot, berichtete am 21.
Juli der in Katar ansässige Nachrichtensender Al Jazeera unter
Berufung auf eigene Quellen in Bagdad, Washington habe die Regierung
Al Abadis dazu veranlaßt, die Zahlung ihrer Stromrechnungen an den
Iran zu verschleppen.

Mitte August traten die ersten Finanz- und Wirtschaftssanktionen der
USA gegen den Iran wieder in Kraft. Aus irakischen Regierungskreisen
hieß es zunächst, Bagdad schließe sich dem Handelsboykott Washingtons
gegenüber dem Nachbarland an, da es keine andere Wahl habe. Am 30.
August wurde Falih Alfajjad, der Leiter der Volksmobilisierungskräfte,
die im "Antiterrorkampf" gegen den IS eng mit der iranischen Al-Quds-
Brigade zusammenarbeiten, von Al Abadie entlassen, während Bagdad
gleichzeitig zwei russischen Militärmaschinen, die aus dem Iran kamen,
den Weiterflug durch den irakischen Luftraum nach Syrien verweigerte.
Dabei sind Moskau, Bagdad und Teheran offiziell Alliierte im Kampf
gegen den IS, Al Kaida und deren diverse Ableger.

Offenbar hat Abadi seine zu starke Annäherung an die Iran-feindliche
Position der USA den Wiedereinzug in Bagdads Grüne Zone gekostet. Im
Irak sind die US-kritischen Kräfte zu stark, die Erinnerungen an die
grausamen Jahre der Besetzung durch die amerikanischen und britischen
Armeen zu frisch. Selbst Muktada Al Sadr muß sich davor hüten, zum
Handlanger der USA, Saudi-Arabiens und Israels abgestempelt zu werden.
Viele von Al Sadrs schiitische Anhänger waren nicht glücklich, als er
im April 2017 den Rücktritt des syrischen Präsidenten Baschar Al Assad
forderte und im Juli 2017 in Riad Kronprinz Mohammed Bin Salman, den
Hauptverantwortlichen für den aktuellen Völkermord im Jemen, seine
Aufwartung machte. Dies erklärt vielleicht, warum Al Sadr noch vor Al
Sistani Premierminister Al Abadi zum Rücktritt aufforderte. Fest steht
jedenfalls, daß sich der Stellvertreterkrieg der USA und des Iran im
Irak aktuell verschärft und bald in eine offene Konfrontation am
Persischen Golf eskalieren könnte.

16. September 2018
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ORGANISATION/606: Syrien - Deutschland muss politische Initiativen unterstützen (DGVN)


Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Pressemitteilung vom 14. September 2018

Endlich handeln in Syrien - im Einklang mit dem Völkerrecht

Deutschland muss politische Initiativen unterstützen statt kurzfristige
Militäreinsätze



Berlin, 14.09.2018 - Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen
e.V. (DGVN) fordert ein entschiedenes Handeln im Einklang mit dem
Völkerrecht, um das Leiden der Menschen in Syrien zu beenden und in Idlib
Schlimmeres zu verhindern. In Syrien verletzen die Kriegsparteien
kontinuierlich grundlegende Verpflichtungen nach internationalem Recht. Sie
übertreffen sich in der grausamen Missachtung humanitären Völkerrechts. Der
völkerrechtswidrige Einsatz von Chemiewaffen ist die verabscheuungswürdige
Spitze des Eisbergs. Militärische Antworten, die nicht von einem Mandat des
UN-Sicherheitsrats gedeckt sind, lehnt die DGVN ab - auch Deutschland darf
sich daran nicht beteiligen. Wir fordern die deutsche Bundesregierung auf,
in ihren Reaktionen Völkerrecht und die UN-Charta als Grundkonzeption für
ein kollektives Sicherheitssystem zu achten. Deutschland kann nur dann
glaubwürdig für eine regelbasierte internationale Ordnung eintreten, wenn
es das Völkerrecht nicht bricht.

"Nach der geltenden Rechtslage ist eine militärische Repressalie ohne 
UN-Mandat völkerrechtswidrig, auch wenn sie in Reaktion auf ein
verabscheuungswürdiges Kriegsverbrechen erfolgt. Die Bundesregierung kann
sich natürlich für eine Änderung des Völkerrechts einsetzen. Dann sollte
sie dies aber explizit tun. Doch indem die Grenze zwischen Recht und Moral
verwischt wird, wie es zuletzt in der Diskussion über mögliche
Unterstützung für Militärschläge von Verbündeten geschah, wird das Recht
als unabhängiger Faktor in der internationalen Politik geschwächt. Auch das
kann politisch gewollt sein, verträgt sich aber nicht mit dem
gleichzeitigen Ruf nach einer stärkeren regelbasierten Ordnung", erklärt
Hannah Birkenkötter, Mitglied im DGVN-Bundesvorstand.

Deutsches Handeln in und für Syrien sollte nicht nur die Opfer der
Chemiewaffen-Angriffe in den Blick nehmen, sondern alle Opfer des Konflikts
in Syrien. Die DGVN fordert deswegen die unbedingte Unterstützung der
vermittelnden Arbeit des UN-Sondergesandten Staffan de Mistura. Die UN
haben seit 2016 acht Runden inner-syrischer Gespräche einberufen, um eine
politische Lösung für den Konflikt zu finden. Die Genfer Gespräche müssen
nun rasch große Fortschritte bringen. Es muss über einen Weg zu einer
Verfassung als Teil eines politischen Pakets verhandelt werden.

Detlef Dzembritzki, Vorsitzender der DGVN betont: "Es gibt keine
militärische Lösung. Der Konflikt muss politisch gelöst werden. Die Debatte
um Luftschläge gegen Syrien zeigt: Deutschland muss zur multilateralen
Ordnung Farbe bekennen und kann völkerrechtswidrige Angriffe - gleichwohl
von welchen Staaten ausgeübt - nicht gutheißen oder gar unterstützen. Viel
nachhaltiger ist die Unterstützung der politischen Friedensinitiativen von
Staffan de Mistura. Darüber hinaus sollte Deutschland stärker auf die
Erfahrungen der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini in den
erfolgreichen Iran-Verhandlungen zurückgreifen."

Gleichzeitig bieten die Vereinten Nationen die nötigen Verfahren, um Umfang
und Schwere sowie Verantwortliche für Völkerstraftaten in Syrien zu
bestimmen und Beweise zu sichern. Die unermüdliche Dokumentationsarbeit des
UN-Beweissicherungsmechanismus (International, Impartial and Independent
Mechanism - IIIM, siehe unten) schafft zum Beispiel die Voraussetzungen für
die mögliche spätere strafrechtliche Verfolgung. Die deutsche Regierung
sollte sicherstellen, dass der Mechanismus über eine ausreichende
Finanzierung und politische Unterstützung verfügt.

Die internationale Staatengemeinschaft und insbesondere Deutschland und
seine europäischen Partner müssen sich auch den Folgen von Flucht und
Vertreibung in Syrien stellen. Die Nachbarstaaten Syriens in der Region
dürfen die Verantwortung nicht alleine tragen. Der UNHCR muss als zentraler
Akteur finanziell und strukturell in die Lage versetzt werden, die nötige
Hilfe zu leisten. Das gilt ebenso für die anderen UN-Organisationen OCHA,
UNICEF, FAO und WFP sowie die WHO, die teils als letzte verbliebene
humanitäre Organisationen in Syrien präsent sind und Menschen in Not
beistehen.

Die weiteren UN-Aktivitäten in Syrien auf einen Blick:


	Im Jahr 2017 erreichten UN-geführte humanitäre Konvois 820.200 Menschen in Syrien.

	Die WHO und ihre Partner haben 2017 in ganz Syrien über 14 Millionen Behandlungen durchgeführt.

	Im Jahr 2017 führte die WHO Maßnahmen durch, um fast 2,5 Millionen Kinder gegen Polio und 4,8 Millionen Kinder gegen Masern zu impfen.

	Allein im Dezember 2017 assistierte UNFPA in Syrien bei 19.454 Geburten, darunter bei 8.746 Kaiserschnitten.

	Im Jahr 2018 ermöglichen UNICEF und Partner 2,2 Millionen Kinder im Alter von 5 bis 17 Jahren eine Schulbildung.

	Der UN-Menschenrechtsrat untersucht alle Menschenrechtsverletzungen seit März 2011 durch die unabhängige internationale Untersuchungskommission.

	Zusätzlich hat die UN-Generalversammlung im Dezember 2016 den "International, Impartial and Independent Mechanism to assist in the investigation and prosecution of persons responsible for the most serious crimes under International Law committed in the Syrian Arab Republic" (kurz IIIM) mandatiert.





Über die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V. (DGVN) setzt sich
seit fast sieben Jahrzehnten für die UN und für die Verständigung zwischen
den Nationen ein. Sie ist Anlaufstelle in Deutschland für alle, die sich
für die Vereinten Nationen interessieren. Wir informieren über die Arbeit
der Vereinten Nationen und initiieren in Deutschland die offene und
kritische Diskussion relevanter aktueller UN-Themen. Die DGVN vermittelt
die Anliegen der Vereinten Nationen gezielt an die Öffentlichkeit; sie
weckt insbesondere auch bei jungen Menschen das Interesse für
zwischenstaatliche und internationale Beziehungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. September 2018

Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

Zimmerstraße 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 25 93 75 - 0, Fax: +49 30 25 93 75 - 29

E-Mail: info@dgvn.de

Internet: www.dgvn.de
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VORTRAG/2284: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 18. und 20. September 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 38. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

nächste Woche sind wir zweimal außerhalb des Prenzlberges unterwegs:
Am Dienstag führt es uns ins Karl-Liebknecht-Haus und am Donnerstag ins
Brecht-Haus. Welche brandaktuellen Fragen wir da jeweils thematisieren
finden Sie nachstehend:


Dienstag, 18. September 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Deutschland und Russland - wie weiter?

Der Weg aus der deutsch-russischen Krise

ReferentInnen: Wolfgang Gehrcke und Christiane Reymann

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Donnerstag, 20. September 2018, 19:00 bis 22:00 Uhr

Richtige Literatur im Falschen

Linker Populismus. Kritisches Schreiben für die Masse?

Rundtischgespräch mit Input-Vortrag und Statements

Nach einem Eingangsstatement des Dramaturgen und Publizisten Bernd
Stegemann, dem Mitverfasser und Vorstand von "aufstehen", werden zunächst
die Autorinnen und Autoren Tanja Dückers, Kathrin Röggla, Ingar Solty und
Raul Zelik über Stegemanns Thesen diskutieren, danach werden Stegemann
selbst wie auch das Publikum in die Diskussion mit eingebunden.

Moderation: Enno Stahl

Eine Veranstaltung im Rahmen des Netzwerks "Richtige Literatur im Falschen"
und in Kooperation mit dem Literaturforum im Brecht-Haus. Die taz ist
Medienpartner.

Kosten: 5,00 Euro / 3,00 Euro ermäßigt

Ort: Literaturforum im Brecht-Haus, Chausseestr. 125, 10115 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 218: Vom mühseligen Suchen und glückhaften Finden (Teil IV)

In memoriam Prof. Dr. Heinrich Gemkow (26. Juni 1928 - 15. August 2017)
Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

* Walter Schmidt: Kolloquium zum 90. Geburtstag Heinrich Gemkows am 26.
Juni 2018. Eröffnung

* Dagmar Goldbeck: Das Dokumentarstück "Salut an alle. Marx" und Heinrich
Gemkow, mit Anhang von Dagmar Goldbeck / Rolf Hecker: Salut an alle, Marx
Bekenntnisse

* Rolf Hecker: Das Marx-Engels-Forum in der Mitte Berlins: Zur
Entstehungsgeschichte und zum politischen Auftrag für Heinrich Gemkow, mit
Anhang: Übersicht über Marx-, Engels- und Marx/Engels-Denkmäler

* François Melis: Marx- und Engels-Holzstiche von Heinrich Scheu

* Martin Hundt: Auch ein Marx/Engels-Forscher. Ein paar Worte über Helmut
Hirsch (1907-2009)

Heft 217: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus

Mit Beiträgen von: Alexander Amberger, Jörg Roesler, Christoph Lieber und
Klaus Steinitz

Berlin 2018, 44 Seiten



Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 55: Sozialistische Utopien in Wissenschaft und Politik

Nachforschungen bei Marx & Engels, nach der Oktoberrevolution in Russland
und in der DDR

Mit Beiträgen von: Alexander Amberger, Carl-Erich Vollgraf, Thomas Möbius
und Ulrike Breitsprecher

Berlin 2018, 68 Seiten

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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SCHACH-SPHINX/06687: Lächerlichkeiten eines Nachahmers (SB)


Wer erinnert sich nicht mit einem gewissen Schmunzeln an die
Niederlage des FIDE-Weltmeisters Anatoli Karpow bei der Europa-
Mannschaftsmeisterschaft von 1980 in Skara gegen Tony Miles? Der
Engländer hatte seinerzeit nach dem Königsbauernzug 1.e2-e4 das
verwegene Eröffnungsexperiment 1...a7-a6 unternommen mit der Folge
2.d2-d4 b7-b5. Ei der Tausend, da dreht sich einem der Schachverstand
im Kopfe herum. Karpow verlor die Partie indes nicht auf Grund der
Stichhaltigkeit des schwarzen Aufbaus, sondern weil er sich im
Mittelspiel - vielleicht war er da schon ziemlich irritiert gewesen -
einige Ungenauigkeiten zuschulden kommen ließ. Wer aber möchte
glauben, daß Miles' Experiment Nachahmer gefunden hat? Doch, doch,
noch im selben Jahr griff der Hamburger Bundesligaspieler Schulz
anläßlich der 150-Jahres-Feier des Hamburger Schachklubs von 1830
gegen den neuseeländischen Großmeister Chandler zu dieser
ausgefallenen Idee. Nachahmer gibt es bekanntlich überall dort, wo
ihre Vorgänger Ruhm geerntet haben. Freilich blieb dem armen Schulz
der große Erfolg verwehrt. Es gehört eben doch mehr dazu, einen
Weltklassespieler zu besiegen, als das Nachleiern einer bestimmten
Eröffnungsmelodie. Schulz hatte im heutigen Rätsel der Sphinx zuletzt
1...Dd8-b8? gespielt. Offenbar glaubte er allen Ernstes, nach dem
Wegziehen mit dem Läufer auf b2 Schach geben zu können. Nicht wahr,
Wanderer, Nachahmer sind schon eine besondere Sorte Mensch!
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Chandler - Schulz

Hamburg 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach beschaulicher Entwicklung griff der Engländer Keene zu, als sein
spanischer Kontrahent Bellon mit 1.Da3-c1? danebengriff: 1...Lh5xf3!
2.Kf2xf3 - 2.Le2xf3? Sc5-d3+ mit Damenfang - 2...Sc5xe4 3.Ld2xh6 -
Tribut an die Nerven, aber was sollte Weiß sonst spielen? - 3...g7xh6
4.Tg2-g6 Tg8xg6 5.f5xg6+ Kh7-g7 6.Le2-d1 Se4-c5+ und Weiß gab auf. Die
schwarze Bauernwalze hätte die Partie früher oder später ohnehin
entschieden.



Erstveröffentlichung am 17. September 2005

16. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - PROFI/684: Mittelgewicht - Götterdämmerung ... (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/684: Mittelgewicht - Götterdämmerung ... (SB)




Gennadi Golowkin unterliegt Saul "Canelo" Alvarez

Beim bedeutendsten Kampf dieses Jahres, der mit Spannung erwarteten
Revanche zwischen Gennadi Golowkin und Saul "Canelo" Alvarez, hat sich
der Mexikaner knapp nach Punkten durchgesetzt (115:113, 115:113,
114:114). Vor fast 22.000 Zuschauern in der T-Mobile Arena in Las
Vegas lieferten die Kontrahenten einander einen hochklassigen und
teilweise dramatischen Kampf, bei dem "Canelo" abermals vom
Heimvorteil profitierte, wenngleich nicht so krass wie beim
Unentschieden vor einem Jahr, bei dem es sich augenscheinlich um ein
Fehlurteil handelte. Der Kasache mußte sich erstmals in seiner
Karriere geschlagen geben, verlor seine veritable Gürtelsammlung und
teilt sich den Rekord von 20 erfolgreichen Titelverteidigungen seit
2010 im Mittelgewicht mit Bernard Hopkins, der großzügig auf den Sieg
des Kasachen gehofft hatte. Während für den 36jährigen nun 38 Siege,
eine Niederlage und ein Unentschieden zu Buche stehen, hat der acht
Jahre jüngere Saul Alvarez 50 gewonnene Kämpfe sowie je einen
verlorenen und unentschieden gewerteten Auftritt aufzuweisen.
Wenngleich die Einschätzungen des Kampfverlaufs auch diesmal teilweise
kontrovers ausfielen, hatten doch diverse namhafte Experten Golowkin
abermals in Führung gesehen oder zumindest einen Gleichstand in ihrer
privaten Wertung notiert. [1]

Die Kritik am Urteil der Punktrichter hielt sich im Unterschied zum
ersten Duell vor Jahresfrist jedoch in Grenzen, da der Mexikaner
offensiver gekämpft und Druck gemacht hatte, während Golowkin häufig
zurückgewichen war. Der Kasache brachte seinen hart geschlagenen Jab
aus der Distanz regelmäßig durch und verbuchte durchweg die häufigeren
Treffer. Indessen konnte "Canelo" zumeist zwei gute Schläge pro Runde
ins Ziel bringen, die seinen Gegner zwar nicht erschütterten, aber in
die Defensive zwangen. Auch griff der Mexikaner immer wieder zum
Körper an, was Golowkin weitgehend vermissen ließ, obgleich er genau
dies als Schlüssel zu seinem Erfolg angekündigt hatte. Laut der
Statistik von CompuBox hatte der Titelverteidiger 234 von 879 Schlägen
ins Ziel gebracht (27 Prozent), während "Canelo" 202 Treffer bei 633
Versuchen gelangen (33 Prozent). Dies bestätigt die Auffassung, daß
Golowkin bei nüchterner Einschätzung den Vorteil auf seiner Seite
hatte, zumal er im teilweise offenen Schlagabtausch in den letzten
Runden überlegen war.

Der Lokalmatador wirkte jedoch im Gegensatz zu früheren Schwächen
ausgesprochen konditionsstark, dank seiner angriffslustigen
Kampfesweise optisch besser und hatte dadurch vor seinem heimischen
Publikum in Las Vegas einen Trumpf in Händen, den Golowkin nicht
wettzumachen verstand. Der Kasache erntete dafür Kritik, wie schon in
ihrem ersten Kampf zurückgewichen zu sein, wenn sein Gegner energisch
angriff, statt stehenzubleiben, sich im Zweifelsfall treffen zu lassen
und wirksam zu kontern. Auch ließen die Schläge des Kasachen ihre
ehemals verheerende Wirkung vermissen, was damit zusammenhängen
mochte, daß er in diesem Duell nicht der Jäger war. Wollte man von
einem Fehler in der taktischen Marschroute sprechen, so wäre
insbesondere der Umstand zu nennen, daß Golowkin und sein Trainer Abel
Sanchez abermals auf eine flexible Defensive mit Ausweichbewegungen
gesetzt hatten. Dies erlaubte es den Punktrichtern, "Canelo"
mehrheitlich zu favorisieren, ohne sich einen Sturm der Entrüstung
zuzuziehen. [2]

Der Kasache stürmte nach Verkündung des Urteils sofort aus dem Ring,
ohne sich dem üblichen Interview mit Max Kellerman vom übertragenden
Sender HBO zu stellen, und suchte seine Kabine auf, wo eine Rißwunde
über dem rechten Auge genäht wurde. Das brachte Golowkin den Vorwurf
ein, er sei ein schlechter Verlierer. Wie er später erklärte, wolle er
sich zur Wertung nicht äußern, da "Canelo" nach Auffassung der
Punktrichter gewonnen habe. Auf jeden Fall habe man dem Publikum einen
aufregenden Kampf geboten. Auch sein Trainer Abel Sanchez sprach von
einer großartigen Vorstellung. Er könne sich über das Ergebnis nicht
beklagen, da die Punktrichter das Geschehen aus unterschiedlichen
Blickwinkeln eingeschätzt hätten. Er gratuliere "Canelo" für einen
hervorragenden Auftritt, wobei das knappe Ergebnis ein drittes Duell
rechtfertige. Saul Alvarez unterstrich, er habe seinen klaren Sieg mit
Fakten untermauert, da sein Gegner vor ihm zurückgewichen sei. Er habe
sein überragendes Können unter Beweis gestellt, einen großartigen
Kampf geboten und sei zu einer dritten Auflage bereit, falls diese
gewünscht werde.

Errol Spence, Weltmeister der IBF und gegenwärtig der überragende
Boxer im Weltergewicht, hatte das Geschehen aufmerksam verfolgt und
ging in einer anschließenden Stellungnahme hart mit Golowkin ins
Gericht. Er könne nicht verstehen, warum der Kasache immer wieder
zurückgewichen so, sobald er angegriffen wurde. Das sei nun wirklich
nicht der mexikanische Stil, den Golowkin stets für sich reklamiere.
Wer zum Kämpfen gekommen sei, müsse das auch tun. Er könne "Canelo"
einen verdienten Sieg attestieren, weil er fortwährend angegriffen
habe, während der Titelverteidiger nicht stehengeblieben sei, sondern
immer wieder die Distanz gesucht habe, um ihn auszuboxen.

Diese Kritik ist nicht aus der Luft gegriffen, da Gennadi Golowkin
gegen Daniel Jacobs und im ersten Kampf gegen Saul Alvarez genauso
geboxt hatte. Das kostete ihn seine frühere Dominanz und nahm ihm den
Nimbus eines allseits gefürchteten Boxers, der jeden Gegner vorzeitig
besiegt. Hatte man damals noch vermutet, es handle sich um eine
taktische Variante, die Golowkin und Sanchez als Alternative
entwickelt hatten, um über verschiedene Optionen zu gebieten, so
zeichnet sich nun ab, daß der Kasache offenbar nicht mehr so wie in
der Vergangenheit kämpfen und jeden Kontrahenten dominieren kann.
Verhielte es sich anders, hätte man wohl Konsequenzen aus dem ersten
Duell mit "Canelo" gezogen, nicht aber denselben Fehler wiederholt,
zurückhaltend zu Werke zu gehen. Während das Team des Mexikaners
dessen Kampfesweise deutlich modifiziert und verbessert hatte, kann
man das umgekehrt nicht sagen.

Wenngleich es im Vorfeld jede Menge böses Blut zwischen den beiden
Lagern gegeben hatte und über eine inszenierte Fehde hinaus
persönliche Feindschaft zwischen den Boxern einzukehren schien, ist
ein drittes Duell die mit Abstand spektakulärste und lukrativste
Option. Golowkin hat nun einen Grund mehr, an seiner Nemesis Revanche
zu nehmen, und wird daher einer dritten Auflage sicher nicht abgeneigt
sein. Auch kann er nirgendwo sonst soviel Geld verdienen wie mit
"Canelo", zumal er zuletzt bei seiner freiwilligen Titelverteidigung
gegen Vanes Martirosian Anfang Mai nur eine Million Dollar verdient
hat. Da er nun nicht mehr Weltmeister ist, müßte er im Falle eines
anderen Gegners mit noch geringeren Einkünften vorlieb nehmen.

Natürlich werden sich "Canelo" und sein Promoter Oscar de la Hoya
dreimal überlegen, ob sie dieses Risiko abermals eingehen und die nun
endlich errungene Vorherrschaft aufs Spiel setzen wollen. Da der
Mexikaner jedoch alle Gürtel des Kasachen im Mittelgewicht gewonnen
hat, wird ihn der Verband WBC höchstwahrscheinlich auffordern, diesen
Titel gegen den Interimschampion Jermall Charlo zu verteidigen, der
schon geraume Zeit geduldig auf seine Chance gewartet hat. Da Charlo
zu den gefährlichsten Kandidaten in dieser Gewichtsklasse gehört,
dürfte "Canelo" ganz und gar nicht geneigt sein, mit ihm in den Ring
zu steigen. Er könnte natürlich den WBC-Titel niederlegen, wie er das
in der Vergangenheit schon einmal getan hat, um Golowkin aus dem Weg
zu gehen. Das würde seinem gerade aufpolierten Image jedoch einen
gehörigen Kratzer verpassen. Schon aus diesem Grund dürfte der
Mexikaner vermutlich einen weiteren Gang mit Golowkin vorziehen, den
der Verband wahrscheinlich akzeptieren würde. Einen leichteren Gegner
wie David Lemieux vorzuziehen, der im Vorprogramm kurzen Prozeß mit
Gary O'Sullivan gemacht hatte, würde hingegen kaum die Billigung des
WBC finden. Deshalb wird es wohl zum dritten Duell zwischen Gennadi
Golowkin und Saul "Canelo" Alvarez im Mai 2019 kommen, bei dem jedoch
die Golden Boy Promotions mehr denn je die Bedingungen diktieren und
den Kasachen von vornherein an den finanziellen Katzentisch drängen
werden.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/24693564/canelo-alvarez-defeats-gennady-golovkin-majority-decision-middleweight-title-fight

[2] www.boxingnews24.com/2018/09/canelo-ill-give-ggg-a-third-fight-well-do-it-again/
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